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9 Uhr anzutreten. Es ist mir vom Herrn Landcsdirektor, der ja in diesen wenigen Tagen, die
uns zur Verfügung stehen, sehr in Anspruch genommensein wird, die Zustimmung gegeben,daß
er um 9 Uhr ebenfalls erscheinen wird. Ich bitte also die Herren — namentlich die Bericht¬
erstatter Merrem und Contze — um 9 Uhr im Zimmer XX zu erscheinen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Abgeordnete Freiherr
von Solemachcr-Antwciler.

Abgeordneter Freiherr von Solemach er-Antw eiler: Nur eine Bemerkung zur
Geschäftsordnung.

Meine Herren! Der Herr Vorsitzendehat vorhin vorgeschlagen,daß die Abtheilungen
sich eine Viertelstundevor Beginn der Loimnissionen versammelnsollten. Da nun die Commissionen
zu verschiedenen Zeiten anfangen, so hat das seine Bedenken, Ich wollte deshalb an den Vor¬
sitzenden die Bitte richten, ob er nicht vielleicht Bestimmung dahin treffen wollte, dah die
Abtheilungen eine Viertelstunde vor Beginn des Plenums zusammentreten, weil das für alle
Mitglieder bequem und zweckmäßig sein wird, (Zustimmung.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Gewiß, das können wir auch machen, meine
Herren. Ich habe gar nichts dagegen.

Damit wären unsere Angelegenheitenfür den heutigen Tag erledigt. Für morgen
würde ich den Beginn des Plenums mit Ihrem Einverständniß wieder auf 12 Uhr ansetzen.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß: 2«/. Uhr.)

Dritte Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf am Dienstag, den 29. Mai 1894.

Beginn: 12 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des

Landesraths Brandts.
3. Bericht und Auträge des Provinzialausschusses,betreffend den Bau eines Schifffahrtskanals

von, Dortmund—Ems-Kanal bis zum Rhein. (1, Lesung.)
4. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Erweiterung des Sitzungssaales

im Ständehause.
5. Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffenddie in Folge des Streu- und Futter¬

mangels im Sommer 1893 ausgegebenenNothstandsdarlehen.
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6. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses zu dem von dein RheinischenFischereiverein
vorgelegtenEntwurf eines Gesetzes, betreffenddie Fischereider Ufereigenthümerin den Privat¬
flüssen der Rheinprovinz. (1. Lesung.)

?. Belicht des Provinzialausschusses,betreffend die Ausführung der vom 3?. Provinziallandtag
hinsichtlich einzelner Aktienstraßengefaßten Befchlüsse.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll führt heute zu meiner Rechten Herr AbgeordueterSpiritus, die Rednerliste

zu meiner Linken Herr AbgeordneterLinz.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsichtder Herren offen.
Inzwischen ist folgendes eingegangen: Eine Einladung des Central-Gewerbe-Vereinshier

aus Düsseldorf an die Herren Mitglieder des Landtags zur Besichtigungdes Gewerbemuseums
und der Kunststickerei-Anstalt.

Seine Abwesenheitin der heutigen Sitzung hat entschuldigt Herr AbgeordueterSchmitz-
Gladbach wegen einer Halsentzündung, an der er seit einigen Tagen leidet.

Ich kann Ihnen sodann das Resultat der Wahlen der Abtheilungen zur Verstärkung der
III. Fachcommissionbehufs Berathung der Angelegenheit, betreffend die Förderung von Klein-
bahnunternehmungen, mittheilen. In die III. Fachcommissionsind in Folge dieser Wahl getreten
die Herren Freiherr von Hoevel, Carl Lueg, Richard Haldy, Wegeler und Simons.

Wir treten in die Tagesordnung ein und ich ertheile das Wort dem Herrn Landes¬
direkter Di-. Klein als Referenten zu dem ersten Gegenstand:

Bericht und Antrag des Provinzialausfchuffes, betreffend den Ablauf
der Dienstzeit des Landesraths Brandts.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Die Dienstzeit des Herrn Landesraths
Brandts, welcheram 1. Oktober 1883 auf 12 Jahre gewählt worden ist, wird mit dem nächsten
Jahr zu Eude gehen. Da es wünscheswertherscheint, daß eine Bestimmung über die Wieder¬
wahl zeitig getroffen werde, fo beehrt sich der Provinzialausschuß, deu Antrag zu stellen:

„diese Wahl bereits jetzt vorzunehmen".
Zur Begründung dieses Antrages erlaube ich mir anzuführen, daß Herr Lanbesrath

Brandts in jeder Weise den zu stellendenAnforderuugeu entsprochen hat, und daß er ein sehr
tüchtiges und fleißiges Mitglied unserer Verwaltung ist. Die Wiederwahl wird indessen an
gewisse Bedingungen geknüpft werden müssen. Diese Bedingungen sind bereits zum Theile früher
von dein Herrn Landesrath Brandts angenommenworden Dieselben betreffen einmal die Wahlen
zu politischen Körperschaftenund das andere Mal die Beschäftigungbei der Invalidität anstatt.
Es wird also beantragt:

„Der Provinziallandtag wolle den Landesrath Brandts uuter den bisherigen An¬
stellungsbedingungen auf die Dauer von 12 Jahren, beginnend mit dein 1. Oktober 1895,
unter den weiteren Bedingungen wieder wählen, daß er
1. gehalten ist, auf Beschluß des Provinzialausschussesdie Geschäfteals Mitglied oder

stellvertretendesMitglied des Vorstaudes der Invaliditäts- und Altersversicherungs¬
anstalt im Haupt- oder Nebenamte zu übernehmen, oder sich bei der Centralstelle
nach Anordnung des LandeSdirettors zu beschäftigen;
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2. sich verpflichtet, ohne Genehmigung des Provinzialausschusses kein Mandat für
eine politische Körperschaftund eine Gemeindevertretungzu übernehmen, wenn ihm
für letztere ein gesetzlicher Nblehnungsgrund zur Seite steht."

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Meine Herren! Wir können die Wahl also
gleich vornehmen und zwar im Wege der Acclamation, wenn sich kein Widersprucherhebt. Ich
nehme an, daß es Ihr Wille ist, in dieser Weise zu verfahren und den Herrn Landesrath
Brandts unter den in dem Befchluh des Ausfchusfes entworfenen Bedingungen für die Dauer
von 12 Jahren wiederzuwählen.— Das ist geschehen.

Wir gehen über zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend den Bau
eines Schifffahrtskauals vom Dortmund—Ems-Kanal bis zum Rhein.

Ich ertheile dem Referenten, Herrn KollegenLucg, das Wort.
AbgeordneterLueg: Meine Herren! Nachdem das Abgeordnetenhaus in feiner Sitzung

vom 18. Mai 1894 die Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffend den Bau eines
Schifffahrtskanals vom Dortmund—Ems-Kanal bis zum Rheine, leider mit erheblicher Majorität
abgelehnt hat und möglicher Weife in Folge dieser Ablehnung der Ausbau von Kanälen für
lange Zeit hintan gehalten werden wird, wurde im Provinzialausschuß die Frage aufgeworfen,
ob es unter diesen Umständen überhaupt noch Zweck habe, dem hohen Provinziallandtage die
Anträge bezüglichBau des betreffendenKanals zu unterbreiten.

Von der Erwägung ausgehend, daß zwar der Provinzialausschuß, ebenso die beteiligten
Interessenten und communalen Verbände der Nheinprovinz sich lebhaft für den Bau des Dort¬
mund—Rhein-Kanals und zwar der füdlichen Emfcherlinieausgesprochenhaben, es doch in hohem
Grade wünschenswert!)erscheine, daß auch der Landtag der Nheinprovinz, ebenso wie der Landtag
der Provinz Westfalen zu der Frage Stellung nehme und Zeugniß dafür ablege, welch' außer¬
ordentlicheWichtigkeit dieser Kanal für die Nheinprovinz hat, befchloh der Provinzialausschuß
einstimmig, an den Anträgen, welche in der Drucksache Nr. 10 vorliegen, festzuhalte» uud eine
Beschlußfassung über diese Anträge herbeizuführen. Des weiteren war zu diesem Bcfchluffedie
Erwägung maßgebend, daß, falls der hohe Landtag einen Antrag dahingehend:

„die Königliche Staatsregierung zu bitten, die Vorlage bezüglich Bau eines Schifffahrts-
kanals von Dortmund bis zum Nheine dem Landtage der Monarchie in der nächsten
Session nochmals vorzulegen, von der Unterstellung ausgehend, daß bis dahin die
vielfach auseinandergehendenAnsichtensich mehr und mehr geklärt haben würden",

zustimme,einem solchen Antrage seitens der Staatsregierung vielleicht Folge gegeben werden würde.
Auf die Angelegenheit felbst näher einzugeheu, erscheintmir, da die Frage Ihnen in

Folge der stattgehabten Verhandlungen im Abgeordnetenhauseund aus dem Ihuen vorliegenden
eingehendenBerichte des Provinzialausschussesbekannt geworden,vorläufig nicht erforderlich.

Es ist hinreichend bekannt geworden, daß die Königliche Staatsrcgieruug, gestützt auf
eine Denkschrift der BcminfpektorenDuis und Prüsmann, im September v. Is. zahlreiche Ver¬
treter der Industrie, des Handels und der Landwirthschaft,sowie Vertreter der Provinzialuerbände
der Nheinprovinz und der Provinz Westfalen in Dortmund zu einer Conferenzberufen hatte um
festzustellen:

a) welche von den einzelnen 5 Linien den wirthschaftlichenInteressen am besten diente,
K) welche Abmessungender Kanal erhalten solle, und
o) wie die Beiträge der Interessenten zu beinessen seien.
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Die überwiegendeMehrheit der Vertreter beider Provinzen sprach sich für die Kanal¬
linie Nr. 4, die sogenannteSüdemschcrlinie ans. Diese Linie, welche den Dortmnno—Ems-Kanal
mit dem Nheine in Nuhrort verbindet, mit Anschlußan den Duisburger Hafen und Zwcigkanälen
nach Bochum, Essen und Mülheim a. d. Ruhr, durchschneidet in seiner ganzen Länge das Kohlen¬
gebiet und den industriereichstenTheil der Provinz Westfalen und der Nheinvrovinz.

Die Königliche Staatsregieruug entschied sich ebenfalls für die Südemschcrlinie,gab auch
ferner zu, daß, falls, wie vielfach vorausgesetzt,diese Linie in uerhältnißmäßig kurzer Zeit für den
zu erwartende» enormen Verkehr nicht ausreichen werde, alsdann die Linie II, die Kanalisirung
der Lippe, in Angriff zu nehmen fei.

Unter dieser Voraussetzuug haben sich sämmtliche Interessenten, insbesondere auch der
westfälische Provinziallandtag, mit dem Bau des Südemscher-Kanals einverstandenerklärt.

Wenn spater, insbesondere auch in den Verhandlungen des Abgeordnetenhauses, die
Nede davon war, vorab mit der Kanalisirung der Lippe vorzugehen,so würde ein solches Vor¬
gehen die Interessen der Nheinvrovinz ans das fchwcrste schädigen. In Folge der außerordentlichen
Vauthätigkeit, welche iu dem von dem Südemschcr-Kanal durchzogenen Gebiete herrscht, werden
die schon heute vorhandenen technischen Schwierigkeiten sich so steigern und die Baukosten so
anwachsen,daß alsdann die Ausführung diefer Linie überhaupt nicht mehr möglich erscheint.

So wichtig die Südemschcr-Linie für den industriereichenBezirk der Nheinprooinz in
den Kreisen Essen, Mülheim, Duisburg und Nuhrort und anderseits für die westfälischen Kreise
Gelsenkirchenund Bochum ist, würde die Kanalisirung der Lippe nur einem geringen Theil der
Rheinprovinz zu Gute kommen und sich hauptsächlichauf die Stadt Wefel beschränken. Den
Hauptvortheil von der Lippekanalisationwürden Dortmund und die östlich von Dortmund belegenen
Zechen und sonstigenindustriellen Werke ziehen.

Abgesehendavon, daß die Häfen in Duisburg uud Nuhrort schwere Einbuße erleiden,
würde in dem Wettbewerbungsuerhältniß der zwischen Dortmund und dem Nheine belegenen
Zechen und Werke, gegenüber den östlich von Dortmund belegenen Zechen und Werke, eine
außerordentlich große Verschiebung eintreten, Die ersterwähnten Werke würden ihren Fracht-
vorsprung nach Westen verlieren, ihre bisherige ungünstige Lage bezüglich der Verfrachtung nach
Osten behalten, während die bei Dortmund und östlich von Dortmund gelegenenWerke unter
Beibehaltung ihres Frachtuorsprunges nach Osten, für ihre Verfrachtung nach dein Westen und
ihre Bezüge von den belgischen und holländischen Hafen einseitige gewaltigeFrachtvortheile erzielen.

Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß hierdurch die wirthschaftlichenInteressen der
in den Kreisen Gelsenkirchen, Bochum,Essen, Mülheim. Duisburg und Nuhrort belegenen Industrieen
erheblichgeschädigtwürden.

Wie erheblich der Massenverkehr in diesem Industriegebiete ist, geht daraus hervor,
daß, obgleichdie Flache dieses Gebietes nur 0,?«/» von der Fläche Deutschlands ausmacht, der
Eisenbahnverkehrdaselbst an dem gesmnmten Verkehr Deutschlands mit 35,8"/« betheiligt ist.
Die eine Thatsache, daß die Frachtmenge des Rheinisch-Westfälischen Industriegebietes mehr als
den dritten Theil der Frachtmenge von ganz Deutschland und annähernd die Hälfte derjenigen
Preußens ausmacht, ein Verkehr, der von Jahr zu Jahr zunimmt, da allein die jährliche
Zunahme der Kohlen- und Coksproduktion 1300000 t beträgt, beweist überzeugend, daß die
gegenwärtigenVerkehrseinrichtungen,welche ja bekanntlich zeitweise nur mit größter Schwierigkeit
den Verkehr bewältigen können, erheblich erweitert werden müssen. Hierfür würde am besten
und zweckmäßigsten der projektirte Kanal dienen.
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Es ist bekannt, mit wie großen Schwierigkeiten die in dem Kcmalgebict angesiedelte
Industrie, bestehend aus 175 Kohlenzechen mit einer Belegschaftvon 139 000 Arbeitern und 95
sonstigen großen Werten, wie Gußstahlfabriken,Hochofen-, Puddcl-, Eisen-, Stahl- und Blech-
Walzwerken,Zinkhütten, Maschinenfabriken u, s, w, zn kämpfenhat, insbesondereum den Export
gegenüber dem concnrrircudcn Auslande anstecht zu erhalten, um darznthnn, daß die Bedeutung
des in Frage stehendenKanals weit über die Grenzen dieses Gebietes hinausicicht.

Um die große Stcucrkraft dieser Industrie zu erhalten, dieselbe zu befähigen,der zahlreichen
ArbciterbevülkcrnngauskömmlicheLöhne zu zahlen, ist es dringend geboten, derselben den
Existenzkampf zn erleichtern. Bei den vorhandenen vollkommenen Betricbscinrichtungcnist solches
nur möglich, wenn derselben für den Bezug ihrer Rohprodukte und den Absatz ihrer Fabrikate
günstigere Frachtvcrhältnisscgewährt werden, was nach den Ausführungen des Herrn Ministers
der öffentlichen Arbeiten durch Herabsetzung der Eisenbahn-Frachttarifenicht zu erreichen ist.

Eine wie große Rolle die Frachtausgabe spielt, geht daraus hervor, daß beispielsweise
bei der Erzeugung des Roheisens in dem Rheinisch-Westfälischen Industriegebiete die Frachtausgabc
28°/<, der Selbstkosten beträgt, während in England diese Ausgaben nur 10°/» der Selbstkosten
betragen. Erhält diese Industrie keine günstigereFrachtvcrhältnisse,welche allein der Südemschcr-
Kanal in Verbindung mit der kanalisirtcn Mosel herbeiführen kann, so ist ein erheblicher Theil
derselben genöthigt, ihren Sitz nach der Grenze des Reiches, nach Lothringen zu verlegen.

Daß für den in Rede stehenden Kanal ein großes Bedürfniß vorliegt und derselbe
Vortheile bietet, welche vom Standpunkte des allgemeinen Stantsinteresscs die Aufwendung so
erheblicher Staatsmittel rechtfertigt,das kann Ihnen, meine Hcrrrcn, die Sie mit den Verhältnissen
vertraut sind, nicht zweifelhaft erscheinen, ist auch iu den Kammcrucrhcmdlungcnvon berufenster
Seite überzeugendnachgewiesen.

Es kann ferner nicht zweifelhaftsein, daß der Südcmscher-Kanaleine befriedigende Rente
abwerfen wird, jedenfalls ist nie ein Kanal gebaut wurden, wo die Aussichten für eine gute
Rentabilität so vorhanden sind, wie bei diesem Kanal.

Auch die vielfach geäußerten und meines Erachtens übertriebenen Bedenken, daß der
Kanal in einem unsicheren, von Senkungen bedrohten Gelände ausgeführt werden müsse, sind
bereits von sachverständigerSeite aus auf das richtige Maß zurückgeführt. Wären diese Be¬
denken in dem Maße vorhanden, wie dieselben von verschiedenen wenig kanalfreundlichenSeiten
dargestelltsind, dann müßte ja dieses Gebiet alsbald veröden, während im Gegentheil in keinem
Theile der Monarchie eine so große Bauthätigkeit herrscht, wie gerade in dem Gebiet, welches
von dem Südemscher-Kanal durchzogen werden soll. Im Uebrigen sind die durch den Bergbau
bewirktenSenkungen für den Eisenbahnbau, insbesondereAnlage von Rangirbahnhöfen :c. ebenso
störend, wie für einen Kanalbau, da die Befürchtung, daß die Wasser des Kanals in die Berg¬
werke abfließen könnten, in Folge des Vorhandenseins der übergelagerten starken Mergeldecke,
wie auch von allen Vergwerks-Sachkennernanerkannt, nicht zutreffendist.

Trotz der vorhandenen und noch zu erwartenden Senkungen ist es bisher Niemanden
angefallen, die Staats-Eisenbahnverwaltung anzuhalten, mit weiteren Anlagen in dem betreffenden
Gebiete einzuhalten.

Bezüglich der Abmessungendes auszuführenden Kanals, sprachen sich die im September
v> Is. in Dortmund versammeltenInteressenten einstimmigfür die größeren Dimensionen, welche
^e Verwendung von Schiffen bis zu 1000 Tonnen Tragfähigkeit zulassen, aus. Da indessen
^e Königliche Staatsregierung an den sogenannten kleinen Dimensionen — welche nur Schiffe
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von 600 t Tragfähigkeit zulassen — hartnäckig festhielt, so gaben die Interessenten in
einer Ende Dezember in Düsseldorf abgehaltenen Versammlung ihre Zustimmung auch zu den
kleineren Dimensionen, von der Erwägung ausgehend, daß auch durch die Ausführung des Kanals
in den kleineren Dimensionen große Vortheile für die Nheinvrovinz und die Provinz Westfalen
erreicht werden.

Bezüglichder von den Interessenten zu leistendenBeiträge stellte die Königliche Staats-
regierung die Forderung, daß die Nheinvrovinz und die Provinz Westfalen für den Südemscher-
Kanal die Verpflichtung übernehmen:

a) „den durch die Kanalabgabe etwa nicht gedeckten Fehlbetrag der von dem Minister
der öffentlichenArbeiten festgesetzten Betriebs- und Unterhaltungskostendieses Kanals
bis zur Höhe von 50 000 M, für das Rechnungsjahr dem Staate zu erstatten und

d) für die 31/2 »/„ige Verzinfung eines Baukostenantheils von 10 Millionen Mark
während jeden Rechnungsjahres insoweit aufzukommen, als die Einnahmen aus den
Kanalabgaben diefes Kanals nach Abzug der Betriebs- und Unterhaltungskostenzur
Verzinsungdes gesummten,für den Dortmund—Nhein-Kanal verausgabten Vaukapitals
mit 3'/2°/<, nicht ausreichen".

Nachdemdie KöniglicheStaatsregiernng die Betheiligung an dem etwaigen Fehlbetrag
der Betriebs- und Unterhaltungskostenin Höhe von jährlich 50 000 M., sowie den Antheil jeder
Provinz an der Garantie für die 3'/2«/^ge Verzinfung eines Betrages von insgesammt 16
Millionen Mark, in der Weise festgestellthat, daß von der Provinz Westfalen 30"/« und von
der Nheinvrovinz 70°/, zu leisten seien, mit welcher Vertheilung der Westfälische Provinzial¬
landtag in seiner Sitzung vom 20. Februar d. Is. sich einverstandenerklärte, beantragt nunmehr
Ihr Provinzialausschuß:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. die Nheinvrovinz verpflichtet sich, für den Fall, daß auf Kosten des Staates eine

Kanalverbindung zwischen dem Dortmund—Einshäfen-Kanal und dem Nheine in der
Gegend von Ruhrort und Duisburg mit Anschluhkanälen in der Richtung auf
Bochum, Essen, Mülheim a. d. Ruhr und Nuhrort hergestelltwird, der Staatskasse
gegenüber
a) für die 3'/2°/oige Verzinsung von 10 Millionen Mark eine antheilige Gewähr

von ?0«/o und zwar bis zum jährlichen Höchstbetrage von 245 000 M. insoweit
zu übernehmen, als die Einnahme aus den zu erhebendenKanalabgaben zur Ver¬
zinsung des gcsammten aufzuwendenden Vaukapitals mit 3^2«/« unzureichendsind;

K) eine antheilige Gewähr von 70°/<> an einem durch die Kanalabgaben nicht gedeckten,
auf höchstens 50 000 M. zu begrenzenden Fehlbetrag der ihrem Iahresbetrage
nach durch den Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten festgesetztenBetriebs- und
Unterhaltungskosten, also bis zum Höchstbetrage von 35 000 M, zu übernehmen.

2. Die vorstehenden Garantieleistungenwerden unter folgenden Bedingungen übernommen:
») die nach Tilgung der Unterhaltung^- nnd BetriebskostenverbleibendenUeberschüsse

der vorbezeichneten Kanalstrecke werden auf die 3'/«<>/<,ige Verzinfung der
gefammten Bausumme einschließlichGrunderwerbskostengleichmäßigverrechnet.
Etwaige über die 3'/2«/«ige Verzinsung hinaus sich ergebendeUeberschüsse werden
in derselben Weise zur Tilgung der Bausumme bezw, Verminderung der antheiligen
Gewähr der beiden Provinzen verwendet;
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K) der Provinzialverband wird bezüglich der übernommenenLeistungen von den im
§. 110 der Provinzialordnung vom 1. Juni 1887 und §. 91 des Communal-
abgabcngesetzes vom 14. Juli 1893 vorgesehenenBefugnissen der Mehrbelastung
einzelner besonders interessirter Kreise Gebrauch machen, wobei die Beschlußfassung
über die Frage, welche Kreise hiernach heranzuziehensind, und welche Leistnngen der
Provinzialverband als solcher zu übernehmen hat, gemäß z, 119 der Provinzial¬
ordnung dem Prouinziallandtllge mit der Maßgabe vorbehalten bleibt, daß der
Provinzialverband als solcher nicht mehr als '/3 der Gesaumü-Garantieleistungen
zu trage«: hat.

3. Im Falle der Ablehnung der Kanalvorlage im Hause der Abgeordneten die König¬
liche Staatsregierung zu ersuchen,eine auf denselbenGrundlagen beruhende Gesetzes-
voilage dem Landtage der Monarchie zur verfassungsmäßigenBeschlußfassungin einer
der nächstenSessionen auf's neue vorzulegen."

Was den Antrag g,ä 1a betrifft, so war es ursprüuglich die Absicht, es den beider¬
seitigen Prouinzialverbänden zu überlassen, sich über die Betheiligung an der zu übernehmenden
Zmsgarantie zu einigen.

Da eine derartige Vereiniguug, wie vorauszusehen,nicht zu erzielen war, wurde beschlossen,
an die Königliche Staatsregierung die Bitte zu richten, die Antheilejeder Provinz an der Garantie
für die 3 ^2 «/uige Verzinsung eines Betrages von insgesammt 10 Millionen Mark nach Anhörung
der betheiligten Provinzialausschüssefestzusetzen.

Der WestfälischeProvinziallandtag faßte hierauf am 20. Februar d. I. folgenden
Beschluß:

„Die Provinz Westfalen verpflichtet sich für die 3'/2«/nige Verzinsung eines Bau¬
kostenantheilsvon 10 Millionen Mark eine antheilige Gewähr von 30»/« und zwar zum
jährlichen Hochstbetragevon 105 000 M. insoweit zu übernehmen, als die Einnahmen
aus deu zu erhebenden Kanalabgaben zur Verzinsung des gesammten aufzuwendenden
Vaukapitals mit 3'/2°/» unzureichendsind."
Der Prouiuzialausschuß der Rhcinprovinz hielt zwar eine Betheiligung der Provinz an

d« geforderten Zinsgarantic in Höhe von 70°/» zu hoch, erklärte sich aber schließlich, nach Eingang
°es Beschlussesdes westfälischen Landtages damit einverstanden, diese Garantie auf 70°/<>d, h,
"uf den jährlichen Höchstbctragvon 245 000 M. zu erhöhen,von der Erwägung geleitet, daß mit
Rücksicht dcircmf, daß die Provinz Westfalen für den Dortmund—Ems-Kanal bereits große Gcldopfer
gebracht, für den in Rede stehenden Kanal, welcher doch als ein integrireuderTheil des gcfammten Kanals
von der Eins bis zum Rhein zu betrachten sei, die Rhcinprovinz auch ein größeres Opfer bringen tonne.

Weiter war die Erwägung maßgebend, daß im allcmngünstigstcn Falle der Kanal mindestens
"nc Rente von 2°/» abwerfenwürde, in welchem Falle seitens der Rhcinprovinz bezichmtlichvon
bm bcthciligtcn Eommunalucrbäudenjährlich 105 000 M, aufzubringenfcin würden. Auch für diesen
"'cht wahrscheinlichen Fall erachtete man diese Leistungen gegenüber den zu erwartenden großen
Vortheilennicht für zn hoch.

Den Antrag 1d betreffend, wonach die Rhcinprovinz sich verpflichtenfoll, von den etwa
"lcht gedeckten Betriebs- und Unterhaltungskostenim Höchstbctragevon jährlich 50 000 M, einen
betrag von 70«/», d. h, in Höhe von 35 000 M, zu übernehmen, lagen materielle Bedenken
"berhcuipr nicht vor, da es ausgeschlossen erscheint, daß eine derartige Garantie jemals praktische
Bedeutung erlangen kann.
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Anlangend 2 der Anträge Ihres Ausschusses, so ist unter », ausgesprochen,daß bei
einer höheren Verzinsung als 3'/^°/« die Ueberschüfse zur Tilgung der Bausummc, bezw. Vermin¬
derung der antheiligen Zinsgewähr beider Provinzen verwendetwerden, uud iu dein Antrage 2 b
wird ausgesprochen, daß bezüglich der übernommenenLeistuugeuGebrauch gemacht werden soll von
den in Z. 110 der Provinzialordnung, welcher lautet:

„Sofern es sich nm Provinzialcinrichtungenhandelt, welche in besondershervorragendem
oder in besonders geringem Maße einzelnen Theilen der Provinz zu gute kommen, kaun
der Provinziallandtag beschließen, für die betreffenden Kreise eine nach Qnoten der direkten
Staatssteueru zu bemcsseude Mehr- oder Miuderbelastnug eintreten zu lassen",

und §, 91 des Communalabgabengesctzes vom 14. Juli 1893, welcher lautet:
„Die bestehenden Vorschriftenüber die Aufbringung der Kreis- und Provinzialsteuern

bleiben mit folgenden Maßgaben unberührt:
1. Wie den Städten, bleibt auch den Landgemeindendie Beschlußfassung darüber vor¬

behalten, in welcher Weise ihre Antheile au den Krcissteuern aufgebracht werden sollen,
2. Bei der Vertheilung der Kreisstcuern sind die Grnnd-, Gebäude- nnd die Gewerbe¬

steuer der Klassen I und II iu der Regel mit dem gleichen Betrage desjeuigcu Prozent¬
satzes heranzuziehen,mit welchem die Stantscinkommenstenerbelastet wird.

Mit Genehmignng des Bezirksausschusseskauu der Betrag, mit welchem die
Rcalsteuern heranzuziehensiud, bis auf das Anderthalbfachejenes Prozentsatzeserhöht
oder bis auf die Hälfte desselbenherabgesetzt werden.

Die zur Ausführung der vorstehenden Bestimmungen erforderlichenBeschlüsse
der Kreistage uud Bezirksausschüssekönncu bereits innerhalb eines Jahres vor dem
Inkrafttreten des gegenwärtigen Gesetzesgefaßt werden. Mit dem bezeichneten Zeit¬
punkte treten Maßstäbe für die Vertheiluug der Kreisabgabeu, welche den Bestimmungen
dieses Gesetzes nicht entsprechenoder die darnach erforderlicheGenehmigung nicht
erhalten haben, außer Kraft.

3. Die Mehr- oder Minderbclastuug einzelner Kreistheilc mit Krcissteuernund einzelner
Kreifc mit Provinzialsteuern darf auch uach ciucm anderenMaßstabe, als nach Quote»
der Kreissteucrnbezw. der direkten Staatssteueru erfolgen.

4. Insoweit juristische Personen, Gesellschaftenu. s. w. zur Entrichtung der in Kreisen
oder Provinzen von: Einkommenzu erhebenden Steuern verpflichtet sind oder physische
Personen in verschiedenenKreisen bezw. Provinzen solchen Steuern unterliegen,
kommen bei Veranlagung der Pflichtigen die die Gemeindeeinkommenstcuer betreffenden
Vorschriftendieses Gesetzes sinnentsprechend zur Anwendung.

Die auf Grund der Einlcgnug uou Rechtsmittel» erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung
der der Vertheilung von Kreis- und Provinzialsteuern zu Grunde gelegtcu Staatssteuer-
sätze zieht die entsprechende Abänderung der Veranlagung zu den Kreis- bezw. Pro¬
vinzialsteuernnach sich."

vorgesehenen Befuguissenmit der Maßgabe:
„daß der Provinzialverband als solcher nicht mehr als '/» der Gesammt-Garantieleistung
zu tragen hat."
Mit Rücksicht darauf, daß der in Frage stehende Kanal für die gesummte Rheinprouinz

ein ganz erhebliches Interesse hat, erschien es nicht billig, den von dem Kanal durchschnittenen
Kreisen die ganze Zinsgarantie aufzubürden.
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Es wurde ausgeführt, daß keineswegs lediglichdie vom Kanal berührten Kreise den ganzen
Vortheil aus dieser Anlage ziehen würden, vielmehr daß die zu erwartendenVortheile den weitesten
Kreisen der Provinz zn gute kommen werden, wie beispielsweisebei der Mosel-Kcmalisirnngdie
Hauptiutcressentennicht an der Mosel, sondern an, Nicderrhein gesnchtwerden, nnd daß die der
Provinz zugemnthete Garantieleistung, welche sich bei der im ungünstigstenFalle in Aussicht
geuommeucnVcrzinsnng von nur 2«/« auf dcu dritten Theil von 105 000 M ^ 35 000 M,
beziffert, mit Rücksicht darauf, daß es sich um die Förderung uud Erhaltung des höchst
besteuertenTheiles der Provinz handelt, als keiueswegszu hoch anznschensei.

Endlich den Antrag a<1 3 betreffend, glanbt Ihr Ausschuß Ihnen die Annahme um so
mehr empfehlen zn können, als bei der Ablehnung der Vorlage der Königlichen Staatsregierung
seitens des Landtages der Monarchie die Ansichten über verschiedeneFragen nicht geklärt erschiene»,
daß aber zu hoffeu, daß bei Wicdereinbringuugder Vorlage in der nächsten Session darin eine
Wandlnng eingetretensein dürfte,

Meine Herren! Znm Schlüsse gebe ich der Hoffnung Ausdruck, daß der hohe Landtag
sich den Beschlüssen seines Ansschnsses möglichst einstimmiganschließen (Bravo!) uud dazu beitragen
wird, ein Werk ins Leben zu rufen, von welchem zahlreiche Einwohner unserer schönen Provinz
die Ueberzeugung hegen, daß es die Wohlfahrt und Blüthe der Provinz dauernd heben und
fördcm wird, (Lebhafter Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf
von Hoensbroech.

AbgeordneterGraf nnd Marquis von und zu Hocusbroech: Meine Herren! Wenn
ich znr Zeit mich mit den Ansfnhrnngen des Herrn Referenten nnd mit der Vorlage, die der
Provinzialansfchuß dem hohen Hause gemacht hat, nicht in allen Pnnkten einverstandenerklären
kaun, so möchte ich zunächst,bevor ich ans die Sache selbst eingehe, mir erlauben die persönliche
Bemerkungvoransznschicken, daß ich als Mitglied des Abgeordnetenhauses,als welches ich in der
Lage war, mich mit der Sache zn befassen, insofern bis jetzt der ganzen Frage unbctheiligt gegen¬
überstehe, als ich weder an der Diskussionnoch an der Abstimmnugim Abgeordnctcnhanse mich
bcthciligt habe. Ich will mich gleich von vornherein erklären, daß ich durchaus kein prinzipieller
Gegner dieser oder anderer Kanalprojcktcim Allgemeinenbin; im Gegentheil, es handelt sich bei
derartigen Projekten, die der allgemeinenWohlfahrt dienen sollen nnd dienen müssen, lediglich
darum, die Gesammtintercsseuin der richtigen Weise zu beurtheilen nnd zu berücksichtigen, und ich
will auch weiter crklärcu, daß ich die Solidarität der beiden Gruppen von Interessen, die wir in
unserer Provinz haben, der Landwirthschaftnnd der Industrie, vor wie nach gewahrt sehen möchte,
Ich bin immer für die Solidarität dieser beiden großen produktivenStände eingetreten und halte
auch im gegenwärtigen Momente noch an diesen, Grundgedankenfest, aber ich kann nicht verkennen,
dnß Verhältnisseund Thatsachen eingetretensind, die in weiten Kreisen dieses frühere gesunde Ver¬
hältniß der Solidarität wesentlich erschütterthaben, und ich glaube, daß bei dieser Sachlage wir
um so ängstlicher uud besorgtervorgehenmüssen bei der Beurtheilung derartiger großer wirthschaft-
l'chcr Fragen, die wesentlich von der einen Seite vertreten werden, nnd daß wir bei Beurtheilung
dieser Frage mit der größten Peinlichkeit,mit größter Aengstlichkeit besorgt sein müssen, diese Kluft,
diesen Riß, der leider Gottes vielfach entstanden ist, nicht zu erweitern und zu vertiefen.

Das, meine Herren, sind einige allgemeine Gesichtspunkte,die ich der ganzen Frage
vorausschickenmöchte. Ich hebe nur hervor, daß es sich bei der ganzen Frage wesentlich darum
handelt, die Produktionskosten, uuter denen die Industrie vielleicht gegenwärtig leidet —
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vielleicht kann sie dieselben aber auch für die Zukunft weiter tragen — auf Kosteu der All¬
gemeinheit niedriger zu stellen. Das ist die ganze Frage uud selbst wenn im dritten An¬
trage des ProvinzialausschusscsdiejenigenKreise — zu deucu ich die linksrheinischen Kreise unserer
Provinz rechne — weniger herangezogenwerden sollen, dann ist doch nicht außer Acht zu lassen,
daß die linksrheinischen Kreise zn den allgemeinenBaukosten des Kanals in demselbenMaße bei¬
tragen werden, und daß der Kaual in demselben Maße aus den Steuern der linksrheinischen
Kreise bezahlt wird, wie aus denen der rechtsrheinischen.

Dann, meine Herren, habe ich in den Ausführungen des Herrn Referenten einen gewissen
Gegensatz zu finden geglaubt, Er hat im Anfang seiner Ausführungen lediglich von den In¬
teressentenkreisen gesprochen — damit waren ja die betheiligtenIndustrictreisc gemeint — uud hat
also die Frage lediglich vom Standpunkte dieser Interesscntengruppe ans erörtert. Späterhin hat
der Herr Referent gesagt, der Kanal habe für die ganze Provinz das größte Interesse, Ja,
meine Herreu, wenn die Sache thatsächlichso läge, so würde die gesammteProvinz und nicht
blos die industrielleBevölkerung,welche zu diesem Interessentenkreise gehört, sondern, wenn anch nicht
im gleichen Maße, die landwirtschaftliche Bevölkerung für den Kanal eintreten müssen. Ich
muß nun aber vom Stundpuuktc der laudwirthschaftlichcuBevölkerung Ihnen einige Erwägnngen
anheim geben, die mich doch zu der ganzen Frage in Bezug auf die Vertretung dieser Interessen
nicht unbedenklich machen. Es scheint mir außer Frage zu stehen, daß mit der Weiterentwicklung
der Industrie und mit der Stärkuug derselben ich derselben auch die Fähigkeit vermehre, die
Arbeitslöhne entsprechend zu erhöhen; damit werden aber für die Produktionsverhältnisse in der
LandwirthschaftBedingungen geschaffen, die nicht außer Acht zu lasse» sind; denn in Bezug auf
das Bedürfniß an Arbeitern sind eben die Landwirthschaft und die Industrie Conmrrenten, Das
ist nun einmal nicht aus der Welt zu schaffen. Die Arbeiter ziehen dorthin, wo sie die günstigsten
Arbeitsbedingungenfinden und wo sie am besten bezahlt werden. Deshalb, scheint mir, dürfen
wir diese Gefahr durchaus nicht aus dem Auge verlieren, daß wir mit einer derartigen Ausdehnung
der Industrie möglicherweise Arbeitsbedingungen auf dem Lande schaffen, die für das Land noch
ungünstigeresind, wie sie gegenwärtigbestehen, und dadurch das der Landwirthschaftzum Uebel
wenden, was der Industrie zum Vortheil gereicht,

Dauu, meine Herren, mache ich aber auch noch auf einen anderen Gesichtspunktaufmerksam,
der vou dem Herrn Referenten noch nicht berührt worden ist; das ist das große Kanalprujekt,
welches von der KöniglichenStaatsregicrung vertreten wird, und welches mit dieser Kanalvorlagc
nicht abschließt, sondern viel weitere Ziele im Auge hat, vor allen den Bau des Mittellandkanals,

Wenn darauf hingewiesen worden ist, daß Westfalen sich so sehr für den Ausbau der
Strecke Dortmund—Rhein erwärmt hat, so liegt das in der Natur der Sache; denn Westfalen
hat bisher den Dortmund—Ems-Kanal, Westfalen befürchtet aber, daß diese Kanalstreckedem
Wunsche dieser Provinz nicht in dem Maße entspricht,wie im Anfang gehofft wurde, uud daß zu
einer größeren Rentabilität dieser KanalstrcckeDortmund—Eins die Wciterführung desselbenbis
zum Rhein eine wesentliche Bedingung darstellt. Deshalb ist es ganz sclbstredcud,daß, trotzdem
dieser Kanal an und für sich für Westfalen uicht die Bedeutung hat wie für die Industrie der
Rheinprovinz,die Provinz Westfalen sich nicht wegen dieses Kanals, sondern wegen der Rentabilität
des Dortmund—Ems-Kanals für diese Anlage ausgesprochen hat.

Was nun den Mittellandkanal betrifft, der im Hintergrund der ganzen Frage steht, so
sehe ich allerdings in der Ausführung dieses Kanals eine nicht unwesentliche Schädiguug der
westlichen Landwirthschust,
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Ich möchte mir erlauben, Ihnen hier eine Ausführung mitzutheilen,die in der Commission
in Berlin gemacht wnrde und im Commissionsberichtdes Abgeordnetenhausesenthalten ist. Sie
werden verfolgt haben, daß im Abgeordnetenhaus!,-speziell die Herren aus dem Osten die schärfsten
Gegner des Kanals waren, weil sie eben sich sagten: Wir wollen nicht für die Industrie im
Westen den Kanal bezahlen. Die Freuude des Kanals haben den Herren im Osten mit Recht
klar zu machen gesucht, daß dieser Kanalban der Weg zum Mittellandkanal wäre, und daß der
Mittellandkanal die östliche Landwirthschaftwesentlichgünstiger stellen würde. Es heißt hierauf
bezüglich im Commissionsbericht:

„Das jetzige Projekt sei, wie mehrfach schon gesagt, die Voraussetzung
für die Wasserstraße nach dem Osten, die den großen Markt des Rheinisch-
Westfälischen Industriebezirks der Produktion der östlichen üandwirthschaft
öffnen werde, sie werde ein verschärfter Staffeltarif sein, dessen Aufhebung jetzt
Uun weiten Kreisen des Ostens so schmerzlich empfunden werde." Darin liegt für
mich eine nicht abzuweisende Gefahr, die mit dieser ganzen Frage verbunden ist. Wenn
die Kanalprojekte in dieser Weise weitergeführt werden, wie sie bestehen, so werden wir eben
dahin kommen, daß hier am Rhein unsere Rheinische Landwirthschaft die relativ günstigere
Position, welche sie durch die Industrie jetzt noch hat, mehr und mehr verliert, und daß
die RheinischeLandwirthschaft zurückgedrängtwird durch den Import, der auf der Wasserstraße
des Mittellandkanals und danu des Dortnmnd—Rhein-Kanals seinen Weg in unseren Industrie
bezirk findet.

Nun muß ich aber sagen, daß diese ganze Vorlage des Provinzialausschnssesdoch von
Vomussetzuugeuausgegangen ist, die zur Zeit hinfällig geworden sind. Der Provinzialausschuß
hat sich die Frage vorgelegt, welche Stellung der Prouinziallandtag einzunehmenhabe, falls dieser
Kanal von den gesetzgebendenKörperschaftenin Berlin angenommen werde. Diese Voraussetzung
'st nicht mehr zutreffend. Sie wissen, daß der Kanal abgelehnt worden ist. Also meine ich, daß
m der Richtung auch die Stellung, die wir der Frage gegenübereinzunehmen haben, jetzt eine
andere sein muß. (Widerspruch.) Nuu hat der Herr Referent anch gesagt, und ich möchte hieran
noch einige Worte knüpfen, daß bei Ablehnnng der Vorlage im Abgeordnetenhauscdie Ansichten
nach verschiedener Richtung hin nicht vollständig geklärt seien. Das ist durchaus zutreffend. Wenn
Sie die Berichte, sowohl die Commissionsberichte, wie die Verhandlungen im Abgeordnetenhaus!.-
zm Hand nehmen, so sehen Sie: Diese Ansichten waren nicht geklärt, erstens in Rücksicht daranf,
ob bei der Verbindung des Dortmund-Ems-Kanals die jetzt vorliegendeStrecke genommen werden
sollte, oder ob die Kanalisation der Lippe ins Auge gefaßt werden solle. Ich meinerseitsneige,
"hne mich näher auf die Sache eiuzulassen,im Allgemeinenmehr dazu, daß es rationeller sei, die
natürlichen Wasserstraßenzu benutzen, anstatt die natürlichenWasserstraßenzu umgehen uud daneben
eine künstliche zu bauen. Außerdem würde die Kanalisatiou der Lippe mindestensmit den halben
Kosten herbeizuführenfein, wie die Anlage eines neueu Kanals. Weiterhin bestandenUnklarheiten
i" den Verhnndluugcu in Berlin über die Rcntabilitätsfragc Ueber diese wird nach meiner
Ansicht so lange Unklarheit bestehen, als nicht der Kanal fix und fertig gebaut und im Betrieb
'st, und man das Ergebniß zahlenmäßig vor Augen hat. Jetzt sind das alles mehr oder weniger
Wahrscheinlichkeitsrechnungen, deren Richtigkeitoder auch nnr größere Wahrscheinlichkeit nicht fest¬
zustellen ist. In der Beziehung möchte ich Sie um darauf hinweisen, daß noch in einer der
letzten Titzuugen auch Herr von Gynern die Unsicherheiteiner derartigen Rechnung unbedingt
anerkannthat. Ebenso besteht, wofür ich mich anch auf die Autorität des Herrn von Eynern

7
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beziehen kann, noch die grüßte Unsicherheit über die Frage der Wasserversorgungbei diesem Kanal-
unternehmen; da werden von Techuikern die und die Berechnungen aufgemacht u, s, w,, das
nimmt sich auf dem Papier gauz schön aus, aber die Ansichten der Techniker selbst gehen iu dicscu
Fragen außerordentlichweit auseinander, und wir müssen uns sehr hüten, dein Kaunl zu Liebe die
Anschauungder einen Seite als zweifellosrichtig hinzustellen. Gerade weil diese Unklarheitenzur
Zeit noch bestehe» und weil die Kanaluorlnge abgelehnt ist, glaube ich, würde auch der Provinzial«
laudtag gut thun, dieser ganzen Frage gegenüber eine mehr abwartende Stellung einzunehmen,
zumal von der Zeit zu hoffen ist, daß diefc bestehenden Unklarheiten mehr und mehr schwinden
und dadurch die bestehendenBedenken zurücktreten Wenn wir diesen Anträgen des Ausschusses
zustimmen, so cngagiren wir uns thatsächlich für ein Projekt, welches zur Zeit nicht vorliegt uud
von dem wir nicht wissen, ob es in derselbenForm, wie es vorgelegenhat, wiederkommen wird.
Es ist ja sehr gut möglich, daß die KöniglicheStaatsrcgiernng, nm denjenigen, welche eine scharfe
oppositionelle Haltung der Kanaluorlnge gegenüber im Abgcurdnctenhauseeingenommenhaben,
gewissermaßen eine Brückezn bauen und das Hinübergchen auf die andere Seite zu erleichtern,
die Kanalvorlagc in einer veränderten Gestalt vorlegen wird. Alles das entzieht sich jetzt unserer
Beurtheilung, wir thun vollständig einen Schritt ins Duukcle hinein, oder — um mich eines Sprüch-
wortcs zu bcdieucu— wir verkaufendas Fell des Bärcu, bevor wir dcu Bärcu haben. Ich meine
deshalb, daß wir znr Zeit nicht in der Lage wären, den Anträgen 1 und 2 des Provinzialcmsschusses
zuzustimmen.

Was nun den Puukt 3 betrifft, so habe ich auch iu dieser Bczichuug aus taktischen
Gründen Bedenken, dein Antrage des Ausschusseszuzustimmen,nnd ich möchte auch dcu Herren,
die der Vorlage durchaus sympathisch gegenüberstehen, znr Erwägnng geben, daß es doch vielleicht
taktisch bedenklich ist, die Staatsrcgiernng iu eiue bestimmteRichtung zu drängen, von der man
nicht weiß, ob sie die Möglichkeithat, diese Richtung den Wünschender Interessenten gemäß ein¬
zuhalten. Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß der Herr Finanzmiuistcr Miquel selbst davor
gewarnt hat, jetzt zu scharf iu dieser Sache weiter vorzugehen, nachdem einmal das ablehnende
Vutnm des Hauses vorliegt. Bei der Berathung der Resolutionen im Abgeorducteuhauscwurde
der Herr Münster von Herrn von Eynern darüber interpellirt, ob die Staatsregicruug uicht jetzt
noch eine Vorlage machen könne, um die Vorarbeiten für den Kanal ins Werk zu setzeu und durch
diese Vorarbeite« die bestehenden Unklarheiten zn beseitigen. Der Herr Minister hat darauf
erwidert, er sei nicht der Lage, hierauf im Namen der Staatsregicruug ciuc Antwort zn geben,
und fügte hinzu: „Ich möchte aber glauben, daß gerade diejenigen, welche die Hoffnung festhalten
wollen, daß demnächst auch diefe Kanalvorlage in der einen oder anderen unveränderten oder
modificirtenForm wiederkehren wird, das größte Interesse haben, daß nicht unmittelbar nach dem
Votum des Hauses durch eiue solche Vorlage vielleicht die Kaualsciche defiuitiv zu Fall gebracht
werde," Es ist das die Anwendung des Sprüchwortcs: „Allzu scharf macht schartig", und ich
möchte glauben, daß wir in dieser Beziehung, ohne daß wir uns irgendwie dem Projekt entgegen¬
stellen, doch vorläufig zur Zeit eine abwartende Stellung einzunehmenhaben uud das Vorgehen
der Königlichen Staatsrcgierung ruhig überlassen, um so mehr, als wir davon überzeugt sind, daß
die Königliche Staatsregicruug doch dem Kanalprojekt in hervorragendem Maße frcuudlich uud
sympathisch gegenübersteht.

Zum Schluß möchte ich noch einen Gedanken anführen, der sich auf die Kosten des
Kanals uud die Gaiautiefurderung bezieht. Wenn diese Garautiefurderuug die ganze Provinz be¬
lasten soll, so ist das doch unzweifelhaft, daß große Theile unserer Provinz — ich nenne die
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westlich und südlich gelegenen Theile, z, B. die Eifel und den Hunsrück und überhaupt fast das
ganze linksrheinische Gebiet — thatsächlich sehr wenig Interesse an dieser Anlage haben, und daß
sie deshalb eine Garantie mittragen sollen für eine Anlage, die doch wesentlich nur einen: Theile
der Provinz, wenn auch einen: ganz bedeutenden,zu Gute kommt.

Es wird nun gesagt, wenn die Herren Industriellen den Kanal wünschen, so mögen sie
ihn doch selber bauen. Dies ist mit Recht zurückgewiesen worden, weil es nicht angängig ist,
einer einzelnenIntcressentengruppeBefugnissein Bezng anf die Tarifbildung, in Bczng auf die
Concurrenz,die dadurch den Staatscisenbahnen gemacht wird, in die Hand zu geben, die mit dem
Bau eines derartigen Kanals nothwendig verbunden sein müssen. Das ist also, möchte ich sagen,
eine Idee, die vielleicht vor 30 Jahren, aber nicht mehr gegenwärtig ausführbar ist. Aber eine
andere Idee liegt nach meiner Ansicht absolut nicht außer dem Bereich der Möglichkeit;das ist
die, daß, wenn von Seiten der Rheinischen Industrie die Anlage eines Kanals in der Weise ge¬
wünscht wird, uud wenn von Seiten der Staatsregierung an den Bau des Kanals die Bedingung
der Garantie geknüpft wird, dann die Industrie die Garantie für die Rentabilität des
Kanals übernehmen kann. Das, meine Herren, liegt nach meiner Ansicht in der Natur der
Sache, und wenn die Industrie das übernehmenwürde, so würde das nach meiner Ansicht in der
ganzen Provinz mit Freuden begrüßt werden (Heiterkeit), und es würde auf diese Weise nicht der
geringste Schatten und Gegensatz zwischen rechts- uud linksrheinischen Kreisenhervortreten. Meine
Herren, das sind einige allgemeineGedanken, die ich mir erlaubt habe, hier auszusprcchen. Ich
möchte aber glauben, daß wir für diese Frage, wenn sie auch vorläufig im Plenum erörtert wird,
eine Commissionsbcrathungins Auge fasse» müssen, und daß da die Details noch einmal näher
geprüft werden. Ich möchte mir daher erlauben, für die weitere Berathung der Vorlage eine
Commission von 10 Mitgliedern zu beantragen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterZweigert,
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich möchte zunächst auf die letzten Ausführungen

des verehrten Herrn Vorredners antworten, die dahin gingen, daß die Rheinprovinz im Großen
und Ganzen nur ein geringes Interesse an der Erbauung dieses Kanals habe, daß daher die
Industrie den Kanal, wenn sie ihn haben wolle, allein bauen möchte. Ich bin fest überzeugt,
daß es der Indrustie gar nicht schwer fallen würde, diesen Kanal allein zn bauen, uud daß sie
es mit großem Vergnügen thun würde, wenn der Herr Giscnbahnministervorher eine Vcrembaruug
mit der Industrie darüber trifft, wie die Tarife auf dem Kanal gestaltet werden sollen un Ver¬
hältniß zu den Tarifen der Eisenbahn, Wenn das aber nicht geschieht, dann kann eine Intercssenteu-
gruppe, dann können die Industriellen gar nicht den Kanal baueu, denn der Herr Elsenbahnmnuster
'st in der Lage, durch irgend eine Tarifuercinderung das Kanaluntcrnehmen sofort zu einem voll¬
ständig unrentablen zn machen, (Zustimmung,) Dieser Wnnsch, den der Herr Gras Homsbroech
ausgesprochen hat - (AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: ^ch habe
keinen Wnnsch ausgesprochen!) - wird von allen Kreisen der Industrie getheilt, leider ist es gerade
der Herr Eisenbahuministerund der von den: Herrn Grafen Hoensbroechals Autorität augeführte
Herr Finanzminister, welcher durchaus nicht den Wunsch hat, die Königliche Staatsreglerung in
ihrer Eisenbahntarifpolitikdurch ein derartiges, mit den Interessenten zu treffendes Abkommen von
vurnehereinzu bindeu. Ohne ein solches ist aber in der That die Erbauung des Kanals durch
die Interessenten eine Unmöglichkeit, ^ ^ . „, ^

Meine Herren, der Herr Graf Hoensbroechhat sodann - ich verfolge seme Ausführungen
ziemlich rückwärts - vorgeschlagen,es möchtendie Herren Industriellen selbst die Garantie über-

7»
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nehmen — für welche Summe habe ich nicht herausgehört, ob für die ganze Summe oder nur
für die 10 Millionen, die die Staatsrcgiernng fordert. Meine Herren! Auch das ist ein Weg,
welcher sehr wohl gangbar ist und der auch durchaus meine Sympathie findet. Er hat nur etwas
gegen sich, das ist das — ich möchte geradezueinen landläufigen Ausdruckgebrauche»— daß es
eine tüchtige Unterstützung der Drückebergerist. Es finden sich in allen Städten nnd iu alleil
Kreisen gewisse Leute, welche von jeder freiwillig zu übernehmendenAufgabe sich sehr uctt zu
drücken wissen. Und gerade um alle Industriellen gleichmäßig heranzuziehen,nm alle Interessenten
gleichmäßig zu bclasteu, ist der in der Vorlage des ProuiuzialausschussesvorgeschlageneWeg
gewählt worden, der ja ans den iutercssirtenKreisen hervorgegangenist, der keineswegs seitens
der KöniglichenStnatsrcgicrung erfunden ist. Gerade die Belastimg, welche die Provinz in Bezug
auf einzelne Kreise vornimmt, die Belastung, welche wieder die einzelnenKreise den einzelnen
Gemeinden auferlegen, nnd endlich wieder die Möglichkeitder einzelnen Gemeinden, ihre eigenen
Einwohner vorznbelasten ans Gruud des Commnnalabgabcngesetzes— gerade dieser Weg ist der
einzige, welcher eine gerechte und richtige Verthciluug der Lasten herbeiführt; dabei wird weder
vou Seiten der Interessenten, noch iu der Borlage des Provinzinlausschusscsder Provinz als
solcher zugemuthet, daß sie irgend einen namhaften Betrag von der zn übernehmendenGarantie^
summe aus eigenen Mitteln leisten soll. Es wirb mir ausgesprochen,daß einmal der §.110
der Provinzialordnnng es überhaupt unzulässig erscheinen läßt, die Last ganz auf die Kreise ab¬
zuwälzen; einen Theil muß die Provinz gesetzlich übernehmen, sie kann nnr gewisse Kreise
vorbclasten. Dann wird weiter ausgeführt, daß doch nicht bloß diejenigen Kreise, die gerade
durch den Kanal berührt werden, an dieser Anlage ein lebhaftes Interesse haben, sondern daß
sich dieses lebhafte Interesse doch ans große Bezirke der Rhcinpruviuz erstreckt, anf Städte
mit Hafcnplätze» an: Rhein, anf andere Kreise, die durch den Kanal nicht berührt werden, daß
man dieses Interesse so im einzelnen nicht nachweisenkann nnd daß es deshalb gerathen ist,
einen Theil dieser Garantiesumme auf die Allgemeinheitzn übernehmen,und das wiederum umsu-
mehr, als die Hauptstcuerlast in der Rhcinprovinz gerade getragen wird von den industriellen
Gemeinden und weil aus den industriellen Kreisen, die an dieser Sache intcrcssirt sind, der größte
Theil der Pruvinzialsteuern aufgebrachtwird. (Sehr richtig! Bravo!) Aus diesem Gruude erscheint
dasjenige, was auf die Allgemeinheit der Rhcinprovinz übernommen wird, in der That außer-
ordeutlichmäßig.

Herr Graf Hoensbrocchhat sodann am Schlüsse seiucr Ausführungen hervorgehoben,daß
es zur Zeit — ich weiß uicht, ob er den Ausdruckgebrauchthat, es schien mir aber der Sinn
zu sein — ihm nicht opportun zu sein scheine, jetzt, nachdemdie Vorlage soeben abgelehnt sei, sie
wiederum aufzunehmenund eiue derartige Bitte au die Köuiglichc Staatsregieruug zu richten. Er
hat sich dabei bezogen zunächst auf einen Anssprnchdes Herrn Finanzministers Miqnel. Dieser
von mir sehr hochgeehrte Herr hat in einer Sitzung des Abgeordnetenhausesdem Herrn Ab¬
geordnetenvon Eynern gegenüberzweifellos Recht gehabt mit den: Ausfpruch, daß man die Vor¬
lage nicht sogleich wieder aufnehmenmöchte, weil allzu scharf schartig mache. Dieser von Herrn
Grafen Hocnsbroechwiederholte Anssprnchwiirdc ganz gewiß gegolten haben, wenn die Königliche
Stcmtsregierung, wie es Herr von Eynern wollte, noch in derselben Session, nachdemnach langen
erbitterten Kämpfen eine Vorlage abgelehnt war, sie in derselbenForm und Art, wenn anch mit
etwas anderem Inhalt wieder eingebracht hätte. (Sehr richtig!) Meine Herren, das trifft aber
absolut uicht zu auf dcu RheinischenProvinziallandtag (Sehr richtig!), der einem Beschlusse des
Landtages der Monarchie gegenübersteht,meine Herren, einem Beschlusse, der in überwiegender
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Mehrzahl gefaßt ist gegen den Wunsch der rheinischen Abgeordneten, Wenn Sie im Abgeordneten-
Hause die rheinischenAbgeordnetenzusammenzählen,dann hätte die Vorlage im Landtage eine
Majorität bekomme». Da, meine ich, trifft der Ausspruchdes Herr» FinanzministcrsMiqucl nicht
zu, wcnu mau sofort, da der Prouinziallaudtag zusammenist und voraussichtlichdoch erst nach
längerer Zeit wieder zuscnmncukommt, diese Sache erörtert und einen Beschluß darüber faßt.

Der Herr AbgeordneteGraf Hocnsbrocchhat die Vorlage sodann weiter für nicht opportun
erklärt, weil nichts feststehe,es cxiftircnnoch Zweifel, welche Strecke genommenwerden solle, die
Rentabilitätsfragc sei noch zweifelhaftund die Wasfcrucrsorguugsfragcsei uoch ungelöst. Ja, meine
Herren, ich meine, gerade wenn diese Fragen noch zweifelhaft sind, so kann nichts mehr zu ihrer
Klärung beitragen als eine Erörterung im Provinziallandtag und ein mit möglichster Majorität
gefaßter Beschluß gerade des Proviuziallandtagcs, Was die Frage der Liuienführung betrifft,
mciue Herren, so spielen ja bei dieser Frage zweifellosauch gewisse Lokalintcresscn mit, indeß das
eine kann man doch wohl von vornherein sagen, daß die von dem Herrn Referenten angeführten
Zahlen über die Verfrachtung uus klar machen, daß vorwiegend die Süd-Emschcrlinieauf einen
größeren Verkehr zn rechnen hat, viel mehr als die Lippelinic, Wenn das zugegeben wird, so
folgt, daß man zunächst die Süd-Emschcrliniebauen muß uud erst, wenn sich diese als nicht aus¬
reichend erweisen sollte, die Lippelinic, Ich glaube das, meine Hcrrcu, müssen anch alle diejenigen
zugeben, welche sonst an sich ans dem Standpunkt der Lippelinic stehen. Und nun kommt weiter
noch hinzu, daß mit jedem Tage, wie ja anch schon vielfach hervorgehobenist, die Erbauung der
Süd-Emscherliuic schwieriger wird, daß daher gerade die Hcrrcu Interessenten von der Lippe, die
sich durch ihre lokalen Intercsseu haben bcstimmeu lassen, gegen die Vorlage der Königlichen
Staatsrcgicrung eiuzutretcu,den Vorwnrf niemals von sich werden abweisen können, daß sie damit
die Erbauung der Süd-Emscherliuicmöglicherweise unmöglichgeinacht habe» uud, wie man dann
vermuthen tonnte, vielleichtgerade absichtlich,um dadurch der Lippeliuie die Wege zu ebnen.
Meine Herren! Ich erhebe diesen Vorwurf nicht für mciue Pcrsou, ich sage nur: es liegt uicht
fern, ihn zu erheben, es ist immerhin möglich, daß man so deducireu könnte. Nun meine ich also,
wenn der Rheinische Provinziallandtag in seiner Majorität erklärte: wir sind mit der Königlichen
Staatsrcgicrung der Ansicht, daß, wenn ein Kanal gebaut wird von Dortmund uach dem Rhein
daß dann den Rhcinischcu Interessen zunächst die Süd-Emscherlinic entspricht, daß ein solcher
Beschluß eine außerordentliche Klarheit in der ganzen Frage herbeiführen würde, denn der
Nhcinischc Provinziallandtag ist nicht von Interessenten zusammengesetzt, sondern aus der Wahl
«er cummunalcuKorporationen hervorgegangen und hat die Gesnmmtintcressender Rheinprovinz
zu vertreten.

Meine Herren! Was die Frage der Rentabilität betrifft, die Herr Graf Hocnsbroecheben¬
falls als zweifelhafthingestellthat, so gebe ich ihm vollständigzu, daß sich darüber eine Rechnung,
wie darüber, daß 2X2---4 ist, uicht aufmacheuläßt, ich dächte aber, der Herr Graf Hocnsbrocch
sollte füglich nns, die wir die Sache bezahlen müssen, auch die Rcntabilitätssorgc überlassen, (Sehr
richtig!) So reich und wohlhabend,daß wir zu unserem Vergnügen eine 3^ °/«igc Garantie von
IN Milliuueu Mark, in Folge der Untervertheiluug doch zum allergrößten Theile, übernehmen,
sind wir nicht, uud wenn wir alle, die weitesten Kreise, die mitten im industrielle!! Leben drin-
slchm, die Ucbcrzenguug haben, daß wir das ruhig thuu können, so ist das meines Erachtcus
der beste Beweis dafür, daß wcuigsteus in den interessantesten Kreisen — und das sind doch jene
Kreise, die was von der Sache verstehen — die Anlage des Kanals für rentabel gehalten wird,
D"Z ist meines Erachtcns der beste Beweis für die Rcutabilität, Gerade weil mau sie nicht
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zahlenmäßig nachweisen kann, weil man sie nur fühlen kann, muß man sich auf Autoritäten stützen,
und wenn diese Autoritäten mit ihrem eigenen Geldbcntel dafür einzutreten bereit sind, so ist das
meines Erachtcns eine sehr kräftigeUnterstützung der Scichkenntuiß,die Herr Gmf Hoensbroech
diesen Autoritäten doch nicht absprechen wird.

Meine Herren! Ans die Frage der Wasserversorgung,der Bodenunsicherheitu, s, w,
möchte ich nicht eingehen, denn es sind das mehr technischeFragen, bei denen ich mich auf die
Autorität der Königlichen Staatsrcgicrung verlasse. Wer, wie ich es gethan habe, die Prüsmann'schc
Dcnlschriftmit Fleiß und Ruhe stndirt hat, der wird über diese Bedenken Hinwegkummen,Wer
darüber nicht hinwegkommen will, wird natürlich immer sagen können, da, wo Bergbau unter dem
Boden getrieben wird, können Risse eintreten, da kann auch das Wasser weggehenund allerlei
dergleichen Bedenkenmehr aufstellen.

Nun, meine Herren, das waren die speziellen Gründe, die der Herr Graf von Hoensbroech
angeführt hat. Er hat sodann aber noch einige Gründe vorgebracht, die mehr auf dem Gebiete
der allgemeinenPolitik liegen; er hat gesagt: die Produktionskostender Industrie sollen auf Kosten
der Allgemeinheit niedriger gestellt werden, das ist der Zweck des Kanals, und, hat er ferner
gesagt: damit kann die Landwirthschaft sich nicht einverstanden erklären, denn mit der weiteren
Entwicklungder Industrie entstehen für die Produktionsverhältnisseder Landwirthschaft Bedingungen,
die nicht außer Acht zu lassen sind; die Arbeiter ziehen dahin, wo sie am besten bezahlt werden,
und es werden dadurch für die LandwirthschaftArbeitervcrhältnissegeschaffen, die sie nicht ver¬
tragen kann. Meine Herren, ich mnß, was den ersten Gruud betrifft, es zunächst bcstrcitcn, daß
diese Kanalvorlage beabsichtigt, auf Kosten der Allgemeinheit der Industrie günstigerePro-
dnltionsbcdingungenzu verschaffen. Ich gebe zu, daß es die einzige Absicht der Vorlage ist, der
Industrie billigere Produktionskostenzu beschaffen, aber nicht auf Kosten der Allgemeinheit,
Meine Herren! Wir haben von vornherein erklärt, daß wir unsererseits gar nicht daran zweifeln,
daß eine Rentabilität des Kanals herauskommenwird; wir haben weiter erklärt, daß wir die
Garantiesumme iu Form der Abwälzung, die nur ein anderer Weg ist, allein übernehmenwollen.
Wenn ich wir sage, so meine ich, weil ich Bürgermeistereiner indnstriellcnStadt bin, mich mit, ob¬
wohl ich kein Ar und keinen Halm besitze — natürlich auf industriellemGebiet — um mich des
in letzter Zeit viel gebrauchtenWortes zu bedienen. Wir haben darüber keinen Zweifel gelassen,
daß wir auf Kosten der Allgemeinheit gar nichts wünschen. Wenn es nun, meine Herren, der
RheinischenLandwirthschaft— wie Herr Graf Hoensbroech ausgeführt hat — er hat wörtlich
gesagt: „die Rheinische Landwirthschaft hat noch eine günstige Position", noch verhältnißmäßig
besser geht — ich behaupte keineswegs, daß es ihr gut ginge, ich verkenneihre schwierige Lage
gar nicht — wenn es also der Rheinischen Landwirthschaftim Verhältniß noch besser geht, so hat
sie das, glaube ich, nicht zum geringen Theil der außerordentlichlebhaft entwickelten Industrie
zn verdanken(Sehr richtig!), demjenigen Theile der Bevölkerung,der ihr ein nahe liegendes Gebiet
für den schnellen Absatz ihrer Produkte gewährt.

Meine Herren, deshalb hat auch bisher, meine ich, unsere Rheinische Landwirthschaftunter
dem Abzug der Arbeiter iu Industriebezirke nicht so zu leiden gehabt, wie es in den östlichen
Provinzen der Fall ist. Ich wenigstens kann aus meiner industriellen,sehr aufblühenden Stadt
— sie hat in 8 Jahren um 22 000 Seelen zugenommen— cunstatircu, daß unser Zuzug meist
ans dem Osten kommt und nicht aus dem Westeu (Oho!), daß der Zuzug, den wir aus Nieder-
Rheinischen landwirthschaftlichen Kreisen bekommen, ein gang verschwindendkleiner ist. Meine
Herren, ich verkenne keineswegs, daß eine große Gefahr für unsere östliche Landwirthschaftdarin
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liegt, daß sie vun Arbeiternentblößt wird, die es vorziehen, in die Indnstricbczirkezu ziehen. Ich ver¬
kenne diese Gefahr nicht und würde der erste sein, welcher seine Hand dazu bieten möchte, um Mittel
und Wege zu finden, dort ein richtiges Verhältniß herzustellen. Wir haben einen kleinen Versuch ja
gemacht mit Aenderung des Untcrstützungswohusitzgesetzes. Es wird vielleicht auch auf anderen Ge¬
bieten geschehen, aber, meine verehrten Herren, wenn Sie glauben, daß die Ablehnung dieser Kaualvorlagc
darin auch nur die leiseste Aenderung herbeiführenwürde, dann sind Sie, glaube ich, in einem
großen Irrthum befangen. Gerade die Kanalvurlagc ist, wie keine andere Vorlage geeignet, dahin
zu wirken, daß die Industrie nicht noch mehr centralisirt wird. Wenn ein Kanal auf einer Strecke
vorhanden ist, so kann sich ohne erhebliche Verthcuerung der Produktionskostenauf der ganzen
Länge des Kanals von hier bis nach Ostpreußen nach Erbauung des Mittellandkanals eine In¬
dustrie halten, die jetzt gezwungen ist, auf einem bestimmte« Fleck zu bleiben, der gewaltigen
Transportkostenwegen, Mciuc Herren! Gerade aus diesem Grunde meine ich also, daß die Kanal-
Vorlage absolut nicht geeignet ist, der üandwirthschaftirgend welche Arbeiter zu entziehen.

Meine Herren! Die Frage, die Herr Graf Hoensbrocchnoch angeregt hat, aus der er
seine Stellung gegen die jetzige Vorlage herleitet, war der Hinblick auf den großen Mittelland¬
kanal. Meine Herren! Es gehört ja heute zum guten Ton, sich zu entschuldigen,wenn man
über Wasserstraßenspricht, daß man kein Kanalfanatikcrsei. Es hat beinahe den Anstrich, als
ob, wenn man die Bestrebungenunseres AllergnädigstcnHerrn und die Bestrebungender König¬
lichen Staatsrcgicrung auf Erbauung von Kanälen warm und warmherzig unterstützt, man
damit gewissermaßen in den Geruch der Anrüchigkeit kommt. Ich für meine Person bekenne ganz
offen, daß ich ein Freund auch des Mittellandkanals bin, und daß ich auch warm und entschieden
für die Mittelland-Kcmallinic eintreten werde, soweit wie ich als Mitglied des Herrenhauses dazu
berufen sein werde. Ich glaube aber weiter, meine Herren, daß die Frage des Mittellandkanals
doch an sich mit dieser Vorlage nur einen sehr äußerlichenZusammenhanghat. Allerdings ist
sie in der Vorlage der KöniglichenStaatsrcgicrung damit in Verbindung gebracht. Hier handelt
es sich aber zunächst nicht darum, den Mittellandkanal zu bauen, sondern einen besonderenKanal
für den Rheinischen Industriebezirt, der denjcuigeuKanal rentabel machensoll, der bereits gebaut
ist, uämlich den Kanal von Dortmund nach dcu Emshäfen, der ohne diesen stets eiu todter
Wasscrstrcmg bleiben wird.

Meine Herren! Somit kann ich mich den Ausführungen des Herrn Grafen Hoensbrocch
nicht anschließen; umsomchraber freue ich mich, daß ich in dem einen Gedankenvollständigmit
ihm einig biu, uämlich in dem Gedanken der Solidarität der Interessen zwischen Industrie und
Landwirthschaft. (Bravo.) Wenn mich irgend etwas ausföhnt mit dem negativen Standpunkt,
den Herr Graf Hoensbrocchgegenüberdicfcr für unfein Bezirk fo wichtigen Vorlage eingenommen
hat, fo ist es der Gedanke, daß seine negative Stellung nur eine vorübergehende sein kann. Wenn
"' seinem Herzen der Gedanke der Solidarität zwischen Industrie und Landwirthschaftwirklich
warm vorhanden ist — und daran zweifle ich keinen Augenblick,nachdem er es ausgesprochen
hat — dann wird es nur eines noch eingehenderen Studiums dieser Vorlage bedürfen, um aus
'hm den wärmsten Anhänger derselbenzu machen. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich
kann also die Diskussionschließen. Zu einer persönlichenBemerkung hat das Wort Herr Ab¬
geordneterGraf Hoensbrocch.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbrocch: Meine Herren! Der
H«r Vorredner hat im Anfange feiner Ausführungen (Ruf: lauter!) Bezug genommen auf die
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Bemerkung, die ich über die Frage, ob die Interessenten den Kanal bauen sollten, gemacht habe.
Es scheint, er hat mich in dieser Beziehung vollständigmißverstanden. Ich habe ausdrücklich her¬
vorgehoben, daß dieser Weg absolut unmöglich und ungangbar sei. Der Herr Vorredner hat
gemeint, ich hätte diesen Weg cmch als einen gangbaren bezeichnet. Das ist absolut unrichtig.
Ich habe dies blos als Einleitung zu der Frage erwähnt, ob die Uebernahme der Garantiern
von Seiten der Interessenten möglich sei.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcu: Ich frage den Herrn Referenten, ob er das
Schlußwort wünscht,

AbgeordneterLucg: Meine Herren! Ich verzichte, denn der Herr KollegeZwcigcrt hat
alles das gesagt, was ich nur sagen kann gegenüber den Ausführungendes Herrn Grafen Hocnsbrocch,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcu: Meine Herren! Ich darf dann wohl annehmen,
daß Sie mit dem Antrage des Herrn Grafen Hoensbroecheinverstanden sind, die bisher statt¬
gehabte Diskussionüber den Gegenstand als erste Lesung zu betrachten und die Sache in eine
Spczialcommissiunzu verweisen. Wenn ich nicht irre, hat Herr Graf Hoensbroech gemeint, eine
Commission von 10 Mitgliedern würde ausreichen,diesen Gegenstand weiter zu verhandeln. Darf
ich annehmen, daß Sie mit diesem Antrage einverstanden sind und ihn zum Beschluß erhebe»,
oder wollen Sie, was ich Ihnen mciucrscits doch empfehlen möchte, die Zahl 15 nehmen, damit
die Commissionin derselbenStärke gebildet wird, wie die anderen Commissionen?

Zur Geschäftsordnunghat Herr Graf Hoensbroechdas Wort,
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoeusbrocch: Meine Herren! Ich

habe mit Absicht die Zahl 10 gewählt aus dem ciufachen Gruudc, weil daun jede Abtheilung in
der Lage ist, 2 zu wählen, und ich möchte glauben, daß die Abtheilungen den Weg einschlagen
werden, daß sie einen Abgeordnetenwählen, der den industriellen nnd einen anderen, der den
landwirthschnftlichen Verhältnissennäher steht. Auf diese Weise glaube ich, würde die Commission
eine sachgemäßeZusammensetzungerfahren. Nehmen Sie aber von jeder Abtheilung 3, dann
kann die Vcrthcilung zu Gunsten der einen oder der anderen Seite verschoben werden, was ich
nicht im Interesse der Sache halte, deshalb möchte ich befürworten,bei der Zahl 10 zu bleiben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Der Wunsch scheint sich dahin zu neigen, die
Zahl 10 für die Commissionzn nehmen, (Znstimmung,) Dann würde ich bitten, daß sich die
Abtheilungen schon heute nach dem Plenum versammeln und die Wahl der 2 Mitglieder für die
aä lloo zu bildende Kcmaleommission vornehmen, damit die Commissionsich mich gleich hinterher
eunstituiren und bereits morgen Vormittag mit ihren Arbeiten beginnen kann.

Damit verlassenwir diesen Gegenstand und gehen zu dem folgendenüber:
„Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs, betreffend die Erweite¬
rung des Sitzungssaales im Ständchausc".

Referent ist Herr AbgeordneterDietze, dem ich das Wort ertheile,
AbgeordneterDietze: Meine verehrtenHerren! Als dieses Haus gebaut wurde, befanden

wir nns noch unter der Verwaltung der alten Provinzicilordnnng, Die neue Provinzialordnung
aber stand schon in nächsterAussicht und wir mußten deshalb schon bei Erbauung dieses Hanfes
darauf Rücksicht nehmen, daß der damals aus nur annähernd 80 Mitgliedern bestehende Pro-
vinzillllandtag allmälig nach der neuen Provinzialordnung auf das Doppelte anwachsenkönnte.
Im Jahre 1888 ist dann auf Grund der neuen Provinzialordnung hier bereits eine Mitglieder-
zahl von 139 eingetreten,und dieselbe wird mit dem glücklicher Weise fortschreitenden Wachsthum
der Städte allmählichnoch höher kommen, und wir werden darauf zu rechnen haben, für einen
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ausreichenderenSitzungssaal zu sorgen, als der jetzige ist, von dem damals nicht erwartet werden
konnte, daß er in so kurzer Zeit in seinen RaumverlMuissc», seinen LuftvcrlMnisseu und seinen
Bcleuchtuugsverhältuisscnnicht mehr ausreichenwürde. In dieser Annahme hat der Provinzial-
ausschutz geglaubt, Ihnen eine Vorlage machenzu sollen, wie Sie dieselbe hier in den Drucksachen
Nr. 24 finden. Bei der kurzen Zeit war es nicht möglich, mit einem dctaillirtcn Plan vor Sie
zu treten und im Allgemeinenkann ich nur sagen, daß die Absicht besteht,die nach Süden gelegene
Rückwandin diesem Saale abzubrechen, den Saal auszubauenüber den ganzen Hof und dort erst
die Rückwandwieder aufzuführen. Wir werden dann in die Lage kommen, bcqncm mit 180
Platzen hier in diesem Saale fertig werden zu können. Die Zahl der Sitzplätze ist sogar auf
196 berechnet worden; ich glaube aber, daß wir, wenn wir etwas angenehm sitzen wollen, die
Zahl dann nicht so groß machen müssen. Dies Alles sind aber Einzelheiten, meine Herren, die
sich in dieser kurzen Session, die wir jetzt haben, nicht erledigenlasscu, uud es ist nur der Antrag
an Sie vom Provinzialausschuß in diesem Augenblick gestellt, im Prinzip genehmigen zu wollen,
daß ein Ausbau dieses Sitzungssaales erfolge, dessen Kosten auf p. p. 85 000 M. berechnet sind.
Diese Kosten sind vorhanden im allgemeinen Baufonds, dem im laufenden Jahre wieder 60 000 M.
hinzntrctcn,so daß die Mittel aus diesem Funds jedenfalls flüssig gemacht werden können.

Der Antrag des Provinzialausschusscsgeht deshalb dahin:
„Der hohe Provinziallandtag wolle die beabsichtigte Erweiterung des großen Sitzungs¬
saales im Ständehause genehmigen, die zm Summe von p. p. 85 000 M. ver¬
anschlagten Baukosten bewilligen und den Provinzialausschuß mit der Ausführung
beauftragen".

Dieser letzte Satz ist im Druck vergessen worden; er muß noch hinzugefügtwerden.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Ich eröffne die Diskussiouund ertheile das Wort

dem Herrn Freiherr« von Solcmachcr.
Abgeordneter Freiherr von Solemachcr-Antwcilcr: Meine Herren! Der verehrte

Herr Referent hat mit der ihm cigcucu Schärfe und Präeisiuu uns die Sache vorgetragen uud
es ist ja sehr schwer, nach ihm überhaupt das Wort zu nehmen, ein Wagniß, dem ich mich nnr
mit größter Schüchternheitunterziehe. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Zunächst möchte ich anerkennen, daß der Provinzialausschußeine solche
Vorlage gemacht hat; denn, meine Herren, es gehört immerhin ein gewisser Muth dazu, für Andere
das Odium einer größeren Gcldausgabc auf sich zu nehmen, uud die ganze Vergrößerungkommt
ja dem Landtag als solchem zu Gute und nicht dem Provinzialausschuß. Aber, meine Herren,
ich habe doch einzelne Vedeukcu gegen den Antrag, wie er uns hier eingebracht worden ist.
Zunächst, meine Herren, habe ich einmal so herum gehört, und da sind im Wesentlichen 3 Punkte
mir angeführt worden, welche den Bau als wünschcnswertherscheinen lassen. Man sagt, der
jetzige Sitzuugssaal ist zu kleiu. Man sagt ferner: „im jetzigen Sitzungssaal hört man schlecht",
und drittens sagt man, daß dasjenige, was der Landtag als sein höchstesGut besitzt und zu
hüten gedrungen sich fühlt, nämlich den Herrn Lcmdtagscommissarius,den Herrn Vorsitzenden
des Landtages nud den Herrn Lcmdcsdirektor — daß die an einer Stelle sitzen — wo sie einem
unerträglichenZug ausgesetzt sind, der auf die Gesnndhcitsverhältnissenur nachtheiligwirken kann.

Meine Herren! Ich vermag nun nicht einzusehen, wie man das herbeiführenwill, daß,
wenn man an die Stelle dieser sehr soliden Mauer mit Boiscricu iu Zukunft einige Thüren fetzen
will im Rücken der Herren, dann der Zug an den Stellen vermindert werden soll; im Gegentheil
glaube ich, daß ein umgekehrtesResultat erzielt werden würde. Diesem Ncbelstcmd aber, meine
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Herren, glaube ich, wird sich doch in irgend einer Weise leicht abhelfen lassen. Ich möchte den
Herrn Landesdirektur beispielsweisedarauf hinweisen,wenn er mal den Herrn Landcsbcmrathfür
Hochbauten mit dem Landes-Oberbaninfpcktorfür Hochbautenund das Banbürcau fiir einige Zeit an
diesen Bänken arbeiten lassen wollte, dann würden die ganz bestimmt ein Mittel finde», um
gegen den Zng Abhülfe zu schaffen, Also, das wird sich ohne große Mühe erreichen lassen. Was
sodann, meine Herren, die Frage betrifft, daß man hier schlecht hört, — je größer Sie den Saal
machen, umsowcnigcr gut werden Sie hören, (Zustimmung uud Widerspruch,) Ich erlaube mir
darauf aufmerksamzu machen: als vorhin Herr Lueg mit keineswegs sehr lauter Stimme von
da oben aus sprach, wo jetzt Herr Dictze steht, habe ich mich iu die äußerste Ecke uuter die Säulen
dorthin begeben, wo der hinterste Abgeordnete — das heißt sitzlich (Heiterkeit)— sich aufhält,
und habe dort jedes Wort, jede Silbe deutlich verstanden. Als nachher der Graf Hocusbrocch
mir grade gegenüber fprnch, ist mir nicht eine Silbe entgangen, als Herr Zwcigcrt aus der
anderen Ecke sprach, ist mir ebenfalls keine einzige Silbe entgangen, und ich habe eigentlich die
Ueberzeugung,daß ich auch verständlichrede.

Meine Herren! Das liegt also nicht am Saale, sondern das liegt einfach an der Stelle,
die der Redner einnimmt, von der aus er spricht. Wenn man eben zurücksteht und in den Saal
hinein spricht, so wird ein Jeder verstanden. Sie mögen den Saal aber noch so groß machen:
wenn Herr Conzc beispielsweise von seinem Platze aus spricht, so werden die hinter ihm sitzenden
Herren ihn nicht hören. Also damit erreichenSie nichts. Wenn Sie wirklich erreichenwollen,
daß man hört, so ist das einfachste Mittel: der Redner, der gehört werden will, geht auf die
Rednertribüne, wie das ja auch in den übrigen Hciufcruuud Vertretungen Ufus ist. Damit wird
also dieser Einwurf auch beseitigt.

Nun, meine Herren, was die Behauptung betrifft, der Saal wäre zu klein, fo muß ich
dem abfolut zustimmenund bin auch der Meinung, daß, wenn man hcntc den Saal bauen würde,
man ihn ganz zweifellos um ein ganzes Theil größer bauen würde; sonst würde man fehr thöricht
handeln. Aber, meine Herren, die Frage ist doch nur die, soll nuu jetzt im gegenwärtigenMoment
bereits diese Vergrößerung gemacht werden, ist sie so dringend nothwendig, daß man sich heute
darüber schlüssig machen muß und eine Bullmacht ertheilen, ohne daß irgcud ein Plan, ohne daß
irgend ein Kostenanschlagnoch sonst etwas darüber vorliegt. Meine Herren, ich will nicht davon
sprechen, daß im Herrcnhausc beispielsweise 100 Mitglieder überhaupt keinen Platz haben, das trifft
hier nicht zu, aber daß jeder permanent einen festen Platz hat, ist hier eigentlichauch nicht noth¬
wendig, aber ich will zugeben, daß das angenehm ist. Allein, meine Herren, als der neue Landtag
zuerst gewählt wurde, vor 6 Jahren, erschienen von 139 Abgeordneten138, Als der Landtag zum
dritten Male zusammenkam,haben überhaupt 14 oder 15 Herren gefehlt. Es waren eine ganze
Menge leerer Sitze vorhanden. Es ist naturgemäß, daß im Allgemeinen ja die Sitze in der
Theorie immer eingenommenwerden sollen. Aber, meine Herren, das trifft doch unr dann zu,
wenn eine Corporation mit Stellvertretern arbeitet, wie früher der Provinziallandtag, In früheren
Zeiten, meine Herren, da hatte jeder Vertreter der Städte sogar zwei Stellvertreter, uud deshalb
war der Landtag immer vollzählig. Jetzt aber, unmittelbar nach der Neuwahl, wo also jeder
vor einigen Monaten erst gewählt worden ist, wo jeder sich vorher sagen mußte, er wird ein
Mandat nnr dann annehmen, wenn er voraussichtlichauch wird kommen können — heute fehlen
uns, glaube ich, 5 oder 6 Herren, die gar nicht zum Landtag erschienen sind. Ja, meine Herren,
bei der zweiten Sitzungsperiodeund bei der dritten werden es immer weniger sein, wie das Beispiel
ja das letzte Mal lehrte, wo zuerst nur einer fehlte und danach 15. Jedenfalls besteht der Landtag
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bis zum Schlüsse dieses Jahrhunderts, also noch 6 Jahre lang, nur aus 145 Mitgliedern, Wie
Sie sich überzeugenkönnen — die Pläne sind vorhin ja auch herumgereicht wurden — sind 146
Sitzplätzeaufgestellt; zwei können ebenso gut dort noch aufgestelltwerden, wie die bcideu au der
Seite, also für 148 Mitglieder siud Sitzplätze vorhanden, und 145 Abgeordnetezählt der Landtag
nur. Also, meine Herren, eilen thut die Sache absolut nicht, wenn es auch angenehmist, luftiger
und bequemerzu sitzen.

Aber, meine Herren, nun möchte ich noch auf einen andern Punkt aufmerksam machen.
Unser Finanzwesen ist etwas, was mir ganz besondersam Herzen liegt, und worin ich auch gern
gearbeitethabe, uud uuscrc Finanzen sind augenblicklich noch recht gntc und blühende. Aber, meine
Herren, ich mache Sie darauf aufmerksam,daß unter den noch nicht erledigten Drucksachen sich
ein Referat vorfindet, aus dem wir die Ueberzeugungschöpfen, daß das Denkmal für Seine hoch-
selige Majestät nnscrn allcrgnädigstcn Herrn uud Hcldcnkaiscrstatt 500 000 M eine Milliou
toste» wird, Sie werden ferner daraus ersehen, daß in Trier eine Wcinbcmschnlc errichtet und
gebant werden soll, die auch erhebliche Kosten in Ansprnchnimmt, Sie werden ferner ersehen,
daß ein Landcsbankgebändeerrichtet werden mnß — „mnß", sage ich — denn es ist eine absolute
Nothwendigkeit,welches mit 350 000 M, eingestellt ist. Alle diese Posten, ohne die sonstigen
Extraordinaricn, betragen bereits eine Summe von annähernd einer Million Mark, Da
möchte ich denn doch anheim geben, ob wir nun nicht lieber noch etwas warten sollen, um uns
über den Bau zu entscheiden, bis wir übersehen können, wie sich in einigen Jahren uuscrc Finanz¬
lage weiter gestaltet haben wird, denn unter 100000 M, wird der Van ganz zweifellos nicht
auszuführensein. Also, meine Herren, etwas Aufschub in der Sache würde mir sehr zweckmäßig
erscheinen. Dann, meine Herren, liegt nns gar kein Plan vor. So unbeschränkte Vollmachten
für einen Ban in solcher Ausdehnung zu geben, das ist bisher noch nicht geschehen, sondern, ich
glmlbc, es würde zweckmäßiger sein, wenn dem nächsten Landtag wirklich dnrchgcarbeitctc Pläne
vorgelegt werden, uud der Landtag sich dann schlüssig machen kann: 1, will er den Bau aus¬
führen, und 2, will er ihn in der Art ausführen, wie es dort vorgeschlagen wird.

Aus diesen Gründen, meine Herren, möchte ich mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen,für
heute diese Summe uicht zu bewillige»und diesen Auftrag nicht zn ertheilen, sondern die Beschluß¬
fassung dem nächsten Landtage zu überlassen.

Nunmehr, meine Herren, komme ich noch zu ciuer anderen Sache, die hiermit in einem
gewissen Znsammcnhangc steht. Wenn man weniger zu thun hat wie früher, so studirt man in
der Vergangenheit, uud so sind mir neulich die Laudtagsverhandlungen des Jahres 1872 zur
Hand gekommennnd ein Referat des damaligen Prouinzialucrwaltuugsraths au deu Landtag,
Es war damals der Obcrpräsidcnt von Pommcr-Eschcgestorben, einige Monate vorher der Land-
tngsmarschallFreiherr Waldbott von Basscnhcim-Bornhcimund das Ständchans war abgebrannt,
drei große Ereignisse, Es wurde damals von dem Provinzialverwaltungsrath an den Landtag
der Antrag gestellt, dem Herrn Oberpräsidcntcn ein Denkmal auf dem Kirchhofein Coblenz zu
errichten. 4000 M wnrdcu dafür bewilligt und das Denkmal ist ausgeführt; zwcitcus wurde
der Antrag gestellt:

„Zum dauernden Andenken an den verstorbenenLandtagsmarschallFreiherr,, Waldbott
von Bllsscnhcim-Bornhcimhalten wir die Anbringung einer Votivtafcl mit entsprechender
Inschrift an geeigneterStelle in dem neu zu erbauenden Ständchänsc am angemessensten
und bitten uns ermächtigenzu wollen, eine solche in dem aufzustellenden Plane und
Kostenanschläge mit vorsehenzu lassen".
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Darüber ist in der Plenarsitzung nachher beschlossen worden und das Protokoll sagt:
„Der Antrag, für den verstorbenen Marschall eine Gedenktafelin dem neu zu erbauen¬
den Stllndchausc aufzustellen, wird ebenfalls genehmigt und nach dem Vorschlagedes
Malschalls der Verwaltungsrath mit der Ausführung des Beschlusses beauftragt".

Die Sache ist später merkwürdigerWeise nicht ausgeführt wurden. Von den Herren, die
damals den Beschlußmit gefaßt haben, sind allerdings mir noch 3 im Hause, Es siud das: Frei¬
herr oon Wcnge-Wulffcn, Freiherr Felix von Loö und meine Person, Die beiden Herren
werden sich wohl erinnern, daß damals so beschlossen worden ist; jedenfalls habe ich das Protokoll
hier znr Hand, und ich glaube, wenn auch mancheJahre darüber hingegangensind, so ist es für
uns doch Ehrenpflicht,den Beschluß,den der Landtag für seinen so hochverdienten Marschall gefaßt
hat, auch wirklich auszuführen. Infolgedessen erlaube ich mir also beim hohen Präsidium den
Antrag einzureichen:

„Der hohe Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußbeauftragen:
1, dem nächsten Landtag einen ausgearbeiteten Plan und Kostenanschlag behufs Ver¬

größerung des Sitzungssaales im Stäudchause vorzulegen,
2, den Beschlußdes 21, Prouinziallandtagcs, betreffend Anbringung einer Gedenktafel

für den verstorbenen LandtagsmarschallFreiherr« von Waldbutt-Basscnhcim-Vurnhcim
zur Ausführung zu bringen",

was ja dann im Anschlußan den Umbau des Sitzungssaales gemacht werden kann.
Ich erlaube mir, den Antrag dem Herrn Präsidenten zn überreichen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht noch Jemand der Herren das Wort zu

dieser Frage? — Herr Freiherr von Loö hat das Wort,
AbgeordneterFreiherr Felix von Loö: Meine Herren! Ich bin bereit, für den Antrag des

Prouinzialausschusseszu stimmen. Ich erkenne das Bedürfniß au, es hat ja auch selbst der Vur^
rcdncr, meine ich, manche Gründe dafür angeführt, daß ein Erweiterungsbau nothwendig sei. Diese
Gründe halte ich für zutreffend neben allen den anderen Gründen, die noch bestehen, der Unbe¬
quemlichkeit, die wir Alle hier im Saale dadurch haben, daß er zu klein ist u, s, w. Also ich bin
dafür. Ich habe nnr einen Wnnsch,und zwar folgenden: Wenn man sich hier im Saale umsieht
mit seiner inneren Ausschmückung, dann würde ein Fremder nach der Ausschmückung hier oben sicherlich
glauben, daß es ein Saal sei, bestimmt für eine Versammlung des RheinischenStädtctngcs, Wir
haben ja sehr lange darüber studirt, was gemacht werdeu sollte, ob Fresken, ob eine historische
Darstellung angebracht werden sollte. Ich glaube auf den Rath des bekannten Kunstkenners
August Rcichenspcrgersind die Wappen der Städte angebrachtworden; ich halte das für dnrchaus
richtig, ich habe gar nichts dagegen, im Gegentheil ich freue mich darüber. Aber, meine Herren,
in der Rheinprovinz ist doch das Land das Vorwiegendeund davon sieht man in diesen: Saale gar
nichts, man müßte dann höchstens diese beiden Schildträger(Heiterkeit) für die Darstellung der Landwirth¬
schaft halten. (Heiterkeit.) Damit würden wir aber doch gar zu sehr in die graue Vorzeit zurückgehen.

Also da möchte ich wirklich den Provinzialausschuß und die Herren, welche die Sache zu
benrbeitcuhaben, bitten, daß Sie dann an der neuen Wand auch irgend etwas anbringen möchten,
was sich auf die Landwirtschaft bezieht. Meine Herren, das braucht keine solche Gestalt zu sei»;
aber es giebt allegorische Embleme genug, die diesem Eharalter Ausdruckgeben können, und das
würde mit Leichtigkeit bei diesem Neubau jetzt auszuführen sein. Ich stelle keine Anträge, ich «er¬
lange auch nicht, daß die Pläne mir vorgelegt werden; aber ich mochte bitten, daß bei der Aus¬
führung in ausgiebiger Weise hierauf Rücksicht genommenwerden möge. (Zustimmung.)
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher hat
das Wort,

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich hatte ein
Moment noch vergessen,welches für die Hinausschiebungans einige Jahre spricht, das ist nämlich,
daß der Umbau ein kolossaler wird nnd in alle Verhältnisseder ständig im Hanse sich Aufhaltenden
hineingreift,und daß wenn die Masse Arbeiter hier hineinkommen,auch die Sicherheit des Hauses
m Betreff der Laudcsbankwesentlich gefährdet wird. Es sind Millionen hier unten in den Tresors,
und wenn jetzt hier gebant wird, so wird die Verantwortung hierfür höchst unbequem. Hingegen,
'»eine Herren, wenn erst die ncne Landcsbankgebaut ist, was ja in einigen Jahren der Fall sein wird,
wenn die hinausverlegt seiu wird, wobei doch größere Reparaturen uud Neueinrichtungenim Erd¬
geschoß gemacht werden müsse», dauu würde sich dieser Bau am Besten damit verbindenlassen. Das
wäre einer der Gründe, die mich mit bewegcu, die Herren zu bitten, die Sache noch 2 Jahre zn lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordnetervon Grand-Ry hat das Wort,
Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Es ist wohl uon allen Seiten das

Bedürfniß anerkannt, diesen Saal hier zu erweitern, ich würde an die Erweiterung mich noch den
Wunsch knüpfen, daß bei dem Nenbcm dieses Saales auch für die Veutilation des Saales besser
Sorge getragen werde, und daß ein Lesezimmeroder vielmehr ein Schreibzimmer eingerichtet
werde, was den Ansprüchender Mitglieder des Hauses genügen kann. So wie die Sachen jetzt
m dem Schreib- und Lesezimmer liegen, ist es doch kaum für eine ruhige Abfassungvon Schriften
brauchbar. Ich trage iudcß schwere Bedenkendiesem Antrage, so wie er liegt, zuzustimmen. Ich
halte es für ungewöhnlich,daß derartige Projekte vorgelegt nnd zur Genehmigung beantragt
werden, wofür ein Kostenanschlagabsolut nicht vorliegt. Wenn da blos steht: pi-aewr proptm-
85000 Mark, fu geben wir damit die Bestimmnng über die zn verwendendenGelder vollständig
aus der Hand, uud weun wir in der Lage sind, später 100000 oder gar 150000 M, darauf
verwandt zn fchcn, fo werden wir dagegen teiucu Einspruch erhebenkönnen. Es widersprichtauch
meiner Meinung nach dieses Vorgehen den allgemeinen Grundsätzeneiner Verwaltung, Ich möchte
daher glanben, daß es wohlgethan wäre, zunächst die Angelegenheitzu vertage,: oder aber sie in
die Eommissionzurückzuverweisenuud dort uoch eiuer weiteren Berathung zu uuterzieheu. Es würden
dann auch, vielleicht bei Gelegenheit der neuen Berathung, andere Pläne noch zn Tage treten, die
"was weniger Kosten in Anspruch uchmeu und vielleicht noch zweckmäßiger sind. Ich bin nicht der
Meinung, daß die Akustik hier nicht verbessert werden könne, sundern ich glanbe, daß man hierauf
Rücksicht nehmen müsse. Ich würde es, was den Umbau betrifft, lieber scheu - ich weiß nicht,
°b es banlich ansführbar ist — daß man hier die Tribüne entfernt, die ja doch in ihrer Form wenig
angenehm uud iu der Kleinheit anch für die Znhörer durchaus nicht eiuladendist. Würde man diese
entfernen können, so würde man die Sitze bis an die Wand hinausschieben uud vielleicht auf eiuer
anderenSeite mit viel wenigerKosten eine Znhörertribünc einrichten köuueu. Ich bin also der Mei-
"nng, meine Herren, daß es nicht wohl angeht, in diesem Augenblick eine solche Vollmachtzu geben,
Ich bin der Meinung, daß vielleicht bei weiterer Berathung der Angelegenheitandere Pläue auf¬
suchen können, und ich würde mich nach der Seite hin ausfprechen, daß ich empfehle,die Sache
wieder in die Commissionzn verweisen. Sollte aber das hohe Haus nicht darauf eingehen,fo
wurde ich genöthigt sein, mich dem Antrage des Herrn Freiherrn von Solemacher anzuschließen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort,
AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, das Bedürfniß, den Saal zu erweitern, scheint

b°ch in weiten Kreisen des hohen Hauses anerkannt zu werden (sehr richtig!), und es läßt sich
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auch kaum uon der Hand weisen, Sie sehen, wie so viele kleine vorgesetzte Püstchcn schon jetzt
gemacht sind, blos um dem augenblicklichenBedürfniß zu genügen. Die sind ja übrigens znr Noth
ganz gut. Aber nun scheu Sie einmal da hinten die Hinteren Posten, welche nun nach hinten
hinein geschoben sind, die sind doch jetzt schon miserabel gestellt. Ich glaube, gegen das Bedürfniß
kann man mit gutem Fug uud Recht schwerlich viel einwenden. Dagegen mnß ich anerkennen,daß
die Frage, in welcherWeise den: Bedürfniß zn genügen ist, in diesen: doch nun einmal einheitlich
gedachtenund vollendeten Gebäude gewiß sehr verschieden gelöst werden kann und an sich große
Schwierigkeitenbietet. Am schönsten wäre es in der That, wenn es so bleiben könnte, wie es jetzt
ist, und wenn der Saal hinlänglich Platz gewährte. Das ist nun aber nicht ansführbar, und nun
handelt es sich um die bei jeder Umänderung in einem vorhandenen Gebäude immerhin sehr
heikle Frage: wie machst du es am besten? Eine vollkommene Lösung wird man da selten erreichen,
es wird immer etwas daran gegeben werden müssen, was man auch gern behielte. Aber es sind
doch immer verschiedene Lösungenmöglich. Die haben wir im Ausschuß auch erwogen. Es war
erst ein anderer Vorschlag gemacht, der nicht so weit ging, und schließlich glaubte man, zu dem
weitergehenden Vorschlagübergehenzu müssen, weil nur eine Radikalkur überhaupt ciueu radikalen
Erfolg versprach. Ich glanbe daher, daß wir den Antrag, die Angelegenheit einer Commission zu
überweisen, nicht wohl von der Hand weisen können, damit wenigstensdort den Herren vom Land^
tag selbst dargethan werden kann: Auf die geplante Weise ist die Erweiterung des Saales am
besten möglich. Ich möchte daher dem Antrag, die Sache zunächst in eine Commissionzu ver¬
weisen, das Wort reden, uud möchte anheimgeben,diesem VorschlageFolge zu leisten, Die Sache
kann ja in einer Commissionssitzuug erledigt sein.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Nunmehr ist Niemand weiter zum Worte gemeldet.
Ich ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten,

AbgeordneterDictzc: Ja, meine Herren, ich kann nur den Vorschlag wiederholen,daß
Sie dem Antrage des Ausschusses bcitretcn möchten. Ich benutze aber vor allem mein Recht als
Referent, das Schlußwort hier zu halten, um dem Herrn von Solcmacher meinen verbindlichsten
Dank für seine freundliche persönliche Begrüßung auszusprechen. Ich hoffe, daß er mir sein
Wohlwollen in gleicher Weise auch ferner erhalten wird, selbst wenn der Antrag des Provinzial-
ausschusscs genehmigtwird.

Ich habe weiter dem Antrage nichts hinzuzufügen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren, wir kommen zur Abstimmung,

Es liegt der Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry vor, die Sache in die Commissionzu
verweisen. Das würde also die I, Fachcommission sein. Wird dieser Antrag angenommen,so würden
wir heute uicht zu dem Antrage des Herrn von Solcmacher überzugehen brauchen und auch nicht zu
dem Antrage des Provinzialausschusscs,(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antwciler:
Zur Geschäftsordnung) Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterFreiherr von Solemacher,

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Für den Fall, daß der Antrag
des Herrn von Grand-Ry angenommenwird, würde mein Antrag gefallen sein. Für diesen Fall
ziehe ich den Antrag für das Plenum zurück, halte ihn aber für die Commifsionaufrecht.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Eventuell würden Sie ja in der Lage sein, ihn
später auch noch im Plenum wieder aufnehmen zu können.

Also ich bitte diejenigenHerren, welche nach dem Antrage des Herrn von Grand-Ry die
Sache der I. Fachcommifsionzur Vorberathung überweisen wollen, sich zu erheben. (Geschieht
Das ist die große Majorität.) Es ist dementsprechend beschlossen.
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Meine Herren, es rst von Seiten des Herrn Referenten über die Nummer 6 der heutigen
Tagesordnung, Herrn Freiherrn von Plctteuberg, das Ersuchengestelltworden, diesen Gegenstand
bei Nummer 5 voranzustellen,weil er sogleich eine dringende Reise antreten muß.

Darf ich glauben, daß auch Sie mit dieser kleinen Abänderung der Tagesordnung ein¬
verstandensind? Dann werden wir also zunächst diesen Gegenstand:

„Bericht und Antrag des Provinzialausschusses zu dem von dem Rheinischen
Fischcreiverein vorgelegten Entwurf eines Gesetzes, betrefsend die Fischerei
der Ufereigcnthümer in den Privatflüssen der Rheinprovinz (I, Lesung)"

nehmen, und ich ertheile dem Referenten der Fachcommission,Herrn Freiherr»von Plettenberg,das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Plettcnberg-Mehrum: Meine Herren! Die II, Fach¬

kommission hat sich heute Morgen schon mit dem vorliegenden Gesetzentwurf befaßt, dazu Stellung
genommen und mir als ihrem Referenten den Auftrag ertheilt, Ihnen den Bericht zu erstatten,
Sie wissen, meine Herren, daß in den früheren Jahren unsere heimathlichen Gewässer,insbesondere
die Flußlanfe mit Fischen reich besetzt waren, daß aber durch die fortschreitendekulturelle Aus¬
nutzung dieser Gewässer, insbesonderedurch die Befestigungder Ufer, durch die Ableitung von Ab¬
wässern in diese Gewässerund — in den größeren Strumen — durch den Damvfschifffahrtsbetrieb
bie Fischzucht mehr und mehr zurückging. Dazu kam die starke Ausnutzung der Fischerei durch
die Raubfischcreider unbefugtcuFischer und durch die nahezu an Raubfischercigrenzende Ausübung
o« Fischerei durch die kleinen Adjacenten, Früher — bei dem starken Fischreichthum — machten
sich die Folgen dieser ungeregeltenAusübung des Fischfangsnicht so bemerkbar; jetzt aber, wo
durch die an erster Stelle von mir geschilderten Verhältnisseder Fischreichthum einen bedauerlichen
Rückgangerfahren hat, treten diese Uebelstände in schreiender Weise zu Tage, Um Abhülfe zn
schaffen, hat man im Jahre 1874 uutcr dem 30, Mai für das Land ein Fischercigesetzerlassen,
Dieses Fischercigesetzsuchte auf gesetzlichemWege Abhülfe zu schassen durch Festsetzung von Schon¬
zeiten und durch Bestimmungen über die Fanggcräthe, indem man den Netzen eine bestimmte
Maschcnweitc gab, und solche Fcmggeräthcverbot, die die Fische dauernd zu schädigenoder zu
tüdtcn geeignet sind; es suchte ferner Abhülfe dadurch zu schassen, daß es die Bildung von Fischerei¬
genossenschaftenanstrebte und damit auf dem Wege der freien Geuossenschaftsbildung der planlosen
Adjaccntcnfischerci vorzubeugentrachtete Das Gesetz trat in Kraft, aber die gehossten Wirkungen
der freiwilligen Genossenschaften blieben aus. In Westfalen, wo man mit uns, mit der Rhein¬
provinz, in dieser Sache Hand in Hand vorging, haben sich nur zwei solcher Genossenschaften
gebildet. Die Zahl der Fischereigenossenschaftenin der Rheinprovinz ist aus den mir vorliegenden
Akten nicht zu ersehen; aber sie wird ausdrücklich als eine sehr geringe bezeichnet; jedenfalls ist
«ich hier der gehoffte Erfolg nicht eingetreten, Nuu hat sich bereits im Jahre 1881 der Rheinische
Nschereivcreinmit dem Institut der Adjaccutcufischcrei beschäftigtuud Gründe geltend gemacht,
welche dann ihren Ausdruck in der Ausarbeitung des Entwurfs einer Novelle zum Fischereigesetz
"°m 30, Mai 1874 gefundenhaben. Bald darauf that man in Westfalen ähnlicheSchritte, und
Westfalen hat uns insofern überholt, als die Frage dieses Gesetzentwurfes den Westfälischen Landtag
bereits in 4 verschiedenen Taguugeu beschäftigt und dann dahin geführt hat, daß der von dem
westfälischen Fischcrcivcrcineim Einvernehmen mit dem RheinischenFischereivercine ausgearbeitete
Gesetzentwurf mit einer geringen Abänderung vom Provinziallandtage angenommen, dem Landtage
ber Monarchievorgelegtund — bis jetzt wenigstensvom Abgeordnctenhause — mit einigen Modifi¬
kationen auch angenommen worden ist und, wie ich nicht zweifle,auch die Genehmigung des Herren¬
hauses und der Krone finden wird.
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Meine Herren! Wenn ich mminehr auf die Einzelheiten des uns vorliegendenGesetz¬
entwurfes eingehe, so bitte ich mir zu gestatten, Bezug zu nehmen, einmal auf den Westfälischen
Gesetzentwurf,der im Großen und Ganzen mit dem uns vorliegendenidentisch ist, und dann auf
die Abänderungen, die die Commissiondes Abgeordnetenhausesdaran vorgenommenhat, die dann
die Zustimmung der Landesvertretung gefundenhaben, uud die ich iu ihrem größten Theile auch
Ihnen Namens der Commissionzur Annahme empfehle.

Der Entwurf, der Ihnen ja im Druck vorliegt, und auf dessen einzelneParagraphen
zurückzugreifen wohl nicht nöthig ist, da ich ja annehmen darf, daß sie Ihnen bekannt sind, ist in
seinem ersten Theile vollständig im Wortlaut und sonst nahezu übereinstimmendmit dem Gesetz«
entwurf der Provinz Westfalen und enthält überhaupt nnr einen einzigen prinzipiellen
Unterschied; das ist der, daß, während in der Provinz Westfalen die Fischereibezirke selbst
als Aufsichts- uud Verwaltungsbehörde bestimmt sind, in dem RheinischenGesetzentwurf
an deren Stelle der Gemeinderath tritt und somit an die Stelle des Fischereibezirks-Vursitzeuden
der Bürgermeister, Ich muß gestehen, meine Herren, daß ich im ersten Augenblick darin eine
Verschlechterung gegenüberdem Westfälischen Cntwnrf zn erblicken geneigt war, weil ich das größere
Interesse und die größere Sachkenntnis)bei den Betheiliglen des Fischereibezirkssuchen zu müssen
glaubte. Aber, meine Herren, nachdemich mir die uns hier vorliegendenAkten dnrchgesehen und
daraus ersehen habe, daß die Parzellirung in unserer Provinz, besonders im Süden, eine noch
weit größere ist, als iu Westfalen, und daß beispielsweiseallein die Nahe 60 000 Fischerei¬
berechtigte hat, so bin ich nunmehr der Meinung, daß wir da in den FischercibezirkenKörperschaften
bekommen würden von so viel Köpfen und infolge dessen auch von so verschiedenen Sinnen, daß
es doch wohl bedenklich erscheinen muß, solchen Körperschaften Aufsichts- und Verwaltnngsrcchte
und Pflichten zn übertragen. Ich habe deshalb in der Commission für die Beibchaltuug des
Gemeinderaths als Aufsichts-und Verwaltungsbehördeplaidirt, die Commission trat dem bei und
schlägt es auch Ihuen vor,

Meine Herren! Wenn ich dann übergehe zu deu Veränderungen, die der Entwurf durch
das Abgeordnetenhauserfahren hat, so bitte ich Sie zunächst, sich den 8- 6 anzusehen. Da empfiehlt
Ihnen die Commissionin der zweiten Zeile zwischen die Worte „eines" und „Fischereibezirks" das
Wort „gemeinschaftlichen" einznschalten, Wcuu Sie den Paragraphen mit dieser Einschaltung
im Zusammenhang lesen, so werden Sie sehen, daß diese sich lediglich als eine sinngemäßeund
redaetionelleVerbesserung darstellt. Es wurde in der Commission des Abgeordnetenhausesvon
dem Herrn Regicrnngsvertretcr selbst daraus aufmerksamgemacht, daß hier ein l^sus vorhanden sei.

Dann findet sich die nächste Verändernng, die ich auch als eine Verbesserungbezeichnen
möchte, im §, 7 im letzten Absatz, der also — nach den Vorschlägen der Commission und ent¬
sprechend dem Wortlaut, wie er vom Abgeordnetenhaus«: augenummcnist — folgendermaßenlautet:

„Ueber die Art der Ausübung ist in Landkreisen dem Landrath, in Stadtkreisen
der Ortspolizeibehördc Anzeigezu machen; bis zur Anzeigeruht die Fischerei",
Nun, meine Herren, das ist auch eiuc einfache praktische Erwägung, die dazu geführt hat;

es können ja eben auch Stadtkreise in Betracht kommen, was bei der Nedigiruug des Entwurfs
wohl übersehen worden ist.

Dann, meine Herreu, bitte ich Sie, sich den §, 8 anzusehen; da ist in der letzten Zeile
vor die Worte „beide Ufer" das Wort „thnnlichst" einzuschalten. Dieses ist iu dem Westfälischen
Entwurf vorhanden und wohl aus Verschen in dem Rheinischen Entwurf ausgelassen;wenigstens
findet sich in der Motiuirung nirgendwo etwas angegeben,woraus zu entnehmenist, daß das mit
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Absicht geschehen sei, Sie sehen, meine Hciren, das Prinzip wird dadurch nicht alterirt; es wird
aber durch das Wort „thunlichst" die Möglichkeit gegeben, etwaige abnorme Verhältnissezu berück¬
sichtigen. Deshalb schlägt Ihnen die Commissionauch diese Abänderung vor,

Daun komme ich zur letzten Abänderung, die sich in dem §,15 findet, wo in der
1, und 2. Zeile jedesmal, also überhaupt zweimal, statt des Wortes „einem" das Wort „dein"
zu setzen ist; das erscheint sinngemäßer. Dann aber noch eine sachliche Aenderung und zwar
die, daß in Zeile 3 hinter dem Worte „Ufergrundstücke"die Worte: „Vrückeu,Wehren uud
Schleusen" einzufügen sind. Es zeigte sich in den Verhandlungen der Commission des Abgeordneten¬
hauses sowohl, als wie in: Abgeordnetenhaus!! selbst eine Strömung, die ihren Ursprung in dein
Wahlkreise Bielefeld in Westfalen hat, die dahin zum Ausdruck kam, daß das Betreten fremder
Uferstrecken als ein Eingriff in die Eigenthumsrcchtegänzlichzu beseitigen sei. Das Abgeordneten¬
haus hat sich aber nicht von der Möglichkeit überzeugenkönnen, überall die Ausübung der Fischerei
vom Ufer aus durch Fischen mit Kähnen oder durch Waten in den Flußläufen zu ersetzen; es
war vielmehr der Meinung, daß — analog der Belästigung, die der Verpachtn von Iagdgrund-
stücken auf sich nehmen mnß, indem dem Jäger das Betreten derselbengestattet ist — ebenso auch
der Verpächter von Fischereiuferstrccken sich diese Belästigung gefallen lassen müsse. Ich erlaube
mir bei dieser Gelegenheit darauf hinzuweisen,daß der Gesetzentwurf vorsieht, ebenfalls analog dem
Iagdgesetz,daß dauernd eingefriedigteGrundstückenicht betreten werden dürfen. Was „dauernd
eingefriedigt"ist, darüber entscheidet der Kreiscmsschnß;der Gesetzentwurfselbst sagt aber schon,
daß unter „dauernder Einfriedigung" nicht eine Einfriedigung verstanden zu werden braucht, die
längs des Ufers geht. Wenn dann damals im Abgeordnetenhaus«! hervorgehobenwurde, ein
Fischereipächter oder ein Ausüber der Fischereiberechtigungwürde mit einer ungezählten Anzahl
von Gehülfen die Ufer betreten und könnte dadurch Schaden thun, so widerspricht dem schon die
Bemessung der Strecken, Wie Sie ja aus dem Entwurf gesehen haben werden, bestimmt dieser als
Minimum für die sclbstständige Ausübung der Fischerei eine Strecke von 500 m uud als
Minimum für die Bildung eines gemeinschaftlichen Fischereibezirks eine Strecke von 3 Km,
also 3000 m; daß auf eine solche Strecke nicht gerade eine große Hccrschaar von Gehülfen
gehalten werden kann und wird, steht meines Trachtens außer Zweifel, Außerdem cuthält der
vorliegende Gesetzentwurf,während er sonst ja im Großen und Ganzen analog dem Iagdpolizei-
gcsetz gestaltet ist, abweichendvon diesem, eine für den Besitzer der Uferstreckensehr vorteilhafte
Bestimmung gegenüber dem Mitucrpächter von Iagdparzellen, welche darin besteht, daß der
Uferstieckenbesitzersich mit etwaigemAnspruchauf Schadenersatzan den Fischcrcibczirk selbst halten
kann, der zunächst regreßpflichtigist, und es dem überlassen bleibt, seinerseits sich an den. Beschädig«
selbst schadloszu halten. Dadurch ist der Besitzer in die sichere Lage gebracht, seinen Schadenersatz
finden zu können, was dem Iagdverpächter ja nicht allezeit möglich sein wird. Ich sehe in dieser
Bestimmung nnch noch einen weiteren Vortheil, dcuu infolge dieser solidarischen Verpflichtung
werden die Fischerei-Interessentengegenseitig sich auf die Finger passen und darauf acht gebcu, daß
kein Schaden geschieht, weil ja eben alle mit dafür verantwortlich sind.

Das, meine Hciren, ist im Großen und Ganzen das, was ich Ihnen im Namen der
Commission vorzutragen habe, und ich empfehleIhnen den Antrag der Commission zur Annahme,
d« also lautet:

„Der Provinzillllandtag wolle dem Antrage des Provinzialausschussesstattgeben,mit der
Maßgabe, daß folgendeVeränderungenu, s. w." — das sind die Veränderungen,die Ihnen
vorzutragen ich mir eben erlaubt habe — „in dem Gesetzentwurf vorgenommen werden".
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Ich empfehledem hohen Hause noch einmal diesen Antrag der Commissionzur Annahme,
(LebhafterBeifall,)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Ich mache darauf aufmerksam,
daß dieser Gegenstand für die heutige Tagesordnung zur ersten Lcsuug notirt ist. Das schließt
nicht aus, daß, weun wir eine generelle Besprechung der Angelegenheithier stattfinden lassen, wir
durch einen weiteren Beschlußdazu kommen, heute auch noch die zweite Lesung vorzunehmen,denn
die Sache ist wirklich in der Commission bereits soweit prciparirt. Ich bitte aber diejenigen
Herren, welche sich nachher zum Worte melden, sich auf die allgemeine Auseinandersetzungzu
beschränken,Sie werden dann später noch immer die Gelegenheithaben, sich auch zu den einzelnen
Bestimmungenäußern zu können.

Das Wort hat nunmehr zunächst der Herr AbgeordneteWallraf,
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Ich möchte dem Gesetzentwurf auf dem hoffentlich

nicht mehr gefährdetenWege znm glücklichen Hafen nur noch einige Beglcitwortc mitgeben, und
zwar Worte der Freude darüber, daß uuscre Anregung aus der vorigen Session auf so frucht¬
baren Boden gefallen ist, namentlich aber mich Worte des Dankes für alle diejenigen, die dazu
beigetragen haben, diesen Boden in der Zwischenzeit so fruchtbar zu gestalten. Bei dem Beschluß
des vorigen Jahres hatte der Provinziallaudtag sich für die Abstellung mehrfacherUcbelstcindc
ausgefprocheu, die sich auf dem Boden der Fischcreigesctzgebung gezeigt haben. Der vorliegende
Entwurf trifft nur einen von diesen Ucbelständcn, aber in der Adjaccntcnfischcrci doch die Hcmpt-
calamität, unter der die Rheinische Fischcrcigcsctzgebung seit Jahren gelitten hat. Und wenn mich
in dieser Hinsicht der eine oder andere Wunsch unerfüllt bleibt, fo ist im Großen nnd Ganzen
doch der vorliegende Entwurf ein solcher, mit welchem die Rheinische Fischerei leben kann, und
deshalb wird hoffentlich der Rheinische Provinziallandtng die Beiden recht bald znsammengeben.
Ich glaube, es wird das eine Ehe werden, an der nicht nur der nach dem Aussehen des hohen
Hauses kleinere Kreis der Fischcrcifrcnude Gefallen finden wird, sondern auch die viel größere
Gemeinde derjenigen, für die der Fisch erst interessant wird, wenn er das kalte Wasser mit dem
kochenden vertauscht, Bitte geben Sie dem Entwurf Ihre Zustimmung,

StellvertretenderVorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf Hocnsbrocch,
AbgeordneterGraf und Marquis vuu und zu Hocnsbrocch: Meine Herren! Im

Allgemeinenstehe ich den, Gesetzentwurfdurchaus sympathisch gegenüberund ich hoffe auch, daß
er wesentlich in der Form, wie er aus der Commissionherausgekommenist, znr Verabschiedung in
den gesetzgebendenFaktoren gelange. (Rufe: Lauter!)

Aber ich möchte doch einen Gedanken hier zur Erwägung anheimstellenund möchte gleich
daran eine geschäftsmäßige Bemerkungschließen.

Ich hatte die Absicht, hier in Ausführung eines Gedankens, den ich' mir gleich erlauben
werde vorzubriugen,eiuc Auregung für die Vurbcrathung der Commissionzu geben.

Nachdemdie Berathung der Commissionschon stattgefunden hat, bin ich in der üblen Lage
das zur Zeit nicht zu küunen, und ich möchte daher bitten, daß wir die zweite Lesung''hcutc nicht
mehr vornehmen, sondern an einem späteren Tage, damit man eventuell in der Lage ist, zur
zweiten Lesung noch Antrüge zu stellen; denn auf der Tagesordnung stand blos die erste Lefung
und so war man nicht darauf gefaßt, daß heute die Sache fchou iu dieses Stadium treten würde.

Nun, meine Herren, die Sache ist nämlich die, daß bei diesen Abtretungen von jetzt
bestehenden Rechten seitens der Uferbesitzer dieselbenvielfach in eine schwierige Lage versetzt weiden
gegenübereinzelnenFischereibczirken und auch gegenüberdenjenigen,die im Auftrage der Fischerei-
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bezirke das Fischen ausüben. Es können da Beschädigungenvorkommen,wofür allerdings eine
Ersatzpflicht bei dem Fischereibezirkbesteht,die aber in den meisten Fallen absolut nicht nachweisbar
sind, und es ist darum uon größtem Interesse, daß wir die Garantiern, die die Ufcrbesitzcr in dieser
Beziehungfordern müssen, soweit ausdehnen wie irgend möglich. Nun liegt die Frage der Be¬
schädigung vielfach darin, von welchen Personen die Fischerei ausgeübt wird, und wie die Verhält¬
nisse auf dem Lande liegen, so sind das meistens Persönlichkeiten die sich zu derartigen Beschäftigungen
herandrängen, die im übrigeu Lebcu uicht viel zu thun haben, die das Fischen so als Ncbcngewerbe
treiben, und die vielfach beim Fischen auch schon Lust bekommen an sonstigem Wild, das uicht im
Wasser lebt. Meine Herren, ich weise in dieser Beziehung auf die Erfahrungen hin, die wir auf
dem Lande bei dem Wildschadengesetz mit der großen Freiheit, die in Bezug auf das Kaninchen¬
fangen besteht, gemacht haben. Diesem Kcminchmfang widmen sich an erster Stelle die Wilddiebe,
die daneben allen mögliche» anderen Unfug auf dem Lande anrichten. In der Beziehungbeklage
'ch diese Bestimmimg in dem Gesetzeüber den Wildschadcnersntz in hohem Maße. Bei diesen
Gelegenheiten tommcnMaldbrände vor durch Leute, die sich als Kauinchcnfängerin vagabondirender
Weise herumtreiben; da wird anderes Wild gefangen, und diese Gefahr liegt in ähnlicherWeise
bei der Ausübung der Fischerei vor. Da werden auch Wilddiebe und sonstigesGesindel, möchte
lch sagen, sich herandrängen und die Fischerei ausüben wollen und werden dabei allen möglichen
Unfug treiben, dem der Uferbcsitzer insofern machtlos gegenübersteht,als er nicht zu jeder Zeit in
der Lage ist, jeden Schaden, der angerichtetwird, auf was immer für einem Gebiet zu controliren,
ihm nachzugehen und den Beweis zn führen: der Schaden ist durch dcu Fischcreibezirk respektive
durch dessen Beauftragten ausgeübt worden. Deshalb, meine ich, sollten wir es nicht unterlassen,
m diesem Gesetz noch eine ausdrüÄliche Bestimmungdahingehendaufzunehmen,daß wir gerade auf
die Persönlichkeiten, die zur Ausübung der Fischerei berechtigt gemacht werden sollen, insoweit Be¬
dacht nehmen, daß in dem Falle, wo derartige Fischereibercchtigtc auf einem nnerlcmbtcnWege
betroffenwerden, z, B, bei Wilddiebereien, Holzdicbstählcn uud dergleichen,uud wo sie wegen
solcher Sachen einmal bestraft worden sind, ihnen die Fischerlaubniß auf eine Reihe von Jahren
entzogen weiden darf, denn das ist ein gewisser Schutz, daß wir derartige unlautere Subjekte aus
diesem Gewerbe heraus halten.

Diesen Gedanken möchte ich Ihrer Erwägung anheimgeben und möchte mir vorbehalten,
wenn die Sache nicht mehr weiter in der Commission berathen wird, für die zweite Lesung einen
dahin gehendenAntrag vorzubereiten. Ich bin heute nicht in der Lage, das zu formuliren, möchte
daher bitten, daß wir heute in Uebcreinstimmuugmit der Tagesordnung die zweite Lesung nicht
Mehr vornehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Ich wollte dem Herrn Abgeordnetendoch zu
bedenken geben, ob es sich nicht empfiehlt, jetzt schon gleich die Anträge in einer, wenn auch nicht
endgültig furmnlirten Art zu concipircn, denn nachher wird sich das redaktionell noch immer
bessern lassen, damit der Gedanke,den er soeben entwickelt hat, in diesen Anträgen wiedergegeben
wird, denn es wäre möglich, daß das Haus zu dem Beschluß kommt, sogleich in die zweite
Lesung cinzutreteu, ohne daß eine Zurück»erweisungin die Commissionerfolgt.

(Der Abgeordnete Freiherr von Geyr-Schweppenburgmeldet sich zum Wort,) Wollen Sie das
Wort zur Geschäftsordnung?(Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg: Nciu, zur Sache!)

Danu hat zunächst das Wort der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo«,
Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Dem Entwurf, wie er hier vorliegt, auch mit

den von der Commission vorgeschlagenenredaktionellen Aenderungen stimme ich vollständig bei.
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Es wird ja, wenn wir dieses Gesetz bekommen,wie in Westfalen, einen: großen Uebclstande
abgeholfen werden, der jetzt dazu beiträgt, daß die Fischzuchtleidet, daß sie mehr und mehr
verschwindet;es wird ein besserer Zustand herbeigeführt. Aber, meine Herren, es giebt noch
verschiedene andere Gründe, welche zur Verschlechterung der Fischzucht beitragen. Das ist zunächst
die Ncguliruug der Privatflüsse, der Ufer der Privatflüssc und die sehr häufige Reinigung
derselben. Ich führe das nur thatsächlichan, denn dagegen ist ja nichts zu machen, weil das
Interesse auf dieser Seite weit überwiegendist gegenüberder Fischzucht, Aber es giebt noch einen
dritten Grund, meine Herren, der wenigstens an sehr vielen Orten besteht: das ist die Verunreinigung
der Privatflüssc durch die Fabrikabwässcr, Meine Herren, ich hatte mir bereits erlaubt im
vergangenen Provinziallandtag mit anderen unserer Kollegen einen dahin gehenden Antrag zu
stellen, und ich erlaube mir, ganz kurz aus dem Berichte des Provinzialausschussesdasjenige
vorzulesen,was darauf von Seiten des Ausschusses geschehe:: ist,

„Bezüglich des Autragcs der Abgeordnete::Felix Freiherr:: von Loö und Genossen auf
Herbeiführung gesetzlicher oder allgcmciupolizcilichcr Maßnahmen zum Schutze des Fisch¬
bestandes in Privatflüssc:: mit Rücksichtauf die Verunreinigung des Wassers in den
Flußläufcn hat der Provinziallandtag in derselben Sitzung (Vcrhcmdl, S. 52) beschlossen,
den Pruvinzialausschuß zu beauftragen, die Angelegenheit einer näheren Prüfung zu
unterziehen,"
Da steht nun daneben in der anderen Spalte in Betreff der Erledigung:
„Mit Rücksicht darauf, daß dem Vernehmen nach Seitens der Staatsbehörden Ermitte-
luugcu augcstcllt sind nnd dem nächsten ProvinziallcmdtageSeitens der Königlichen Staats-
regicrung einige Vorlage»: über das Fifchcreiwesenzugehen sollen, hat der Provinzial-
ausschußin der Sitzung von: 25,/26, Oktober 1893 seine Beschlußfassung ausgesetzt,"
Danach wäre zu erwarte:: gewesen, daß die Vorlage, die wir bekommen haben, sich auch

auf diese Frage der Vcrunrciuigung der Privatflüssc durch Fabrikabwässcrbezöge. Das ist nicht
der Fall und deswegenhalte ich es umsomchr für angezeigt, diese Frage hier von Neuen: znr
Sprache zu bringen. Meine Herren, die Sache ist in einzelnenGemeinden wirklich ein schreiender
Mißstand, (Zustimmung,) Ich will als Beispiel einen Fluß nennen. Die Herren von der Ruhr
in Kcttwig, Werden u, s, w, klagen furchtbar. Ich biu da aber weniger bekannt, mir kommen
nur die Klagen alle zu Ohren, Aber ein anderer Fluß, den ich besser keuue, ist die Niers, Dahin
werden die Fabrikgewässcraus der Gegend von Gladbach und Viersen geleitet. Auf 6—? Stunden
abwärts giebt es sozusagen kciue Fische mehr in der Niers, während dieser Fluß früher ein aus¬
gezeichnet fischreicher war. Unterhalb, in der Gegend,'wo ich wohne, wirkt es nicht mehr so stark;
aber ich kann sagen bis zu 6 uud 7 Stunden abwärts, wenn man den Krümmungen im Laufe
folgt, wirkt es schädigend. Und es ist dies nicht blos für die Fischerei schädigend,meine Herren,
es ist auch für die angrenzendenUferbesitzer, die Besitzer der angrenzendenGrundstücke,der Wiesen
u.'slw., auf die diese Gewässer kommen, sehr nachtheilig. Die Erträge gehen ganz erheblich
zurück. Nun bestehen gesetzlicheVorschriften, daß da Klärvorrichtungensein müssen. Ja, meine
Herren, wenn irgend ein Prozeß vorliegt und es findet irgend eine Untersuchung statt, dann sind
dicMärvorrichtuugen in allerschönstcr Ordnung, daun find sie wunderschön,dann kommt nichts
von den abscheulichen Giftstoffen weder in die Gewässer noch auf die Grundstücke, Ist das aber
vorbei, dann geht das alte Elend wieder los, und die Gewässer fließen ganz ungestört wieder auf
die Grnndstückcund in die Privatflüssc hinein. Nun ist mir eben noch von einem Herrn von der
Landesverwaltuug gesagt worden, es bestehe ein Gesetz, durch welcheses bereits überhaupt unter-
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sagt sei, diese Fabritgcwässcr in die Privatflüssc zu leiten. Ich habe bisher geglaubt — und so
ist es in der Praxis anch eigentlich gewesen — daß es in jedem einzelnenFalle einer Priuat-
klnge gegen die betreffendeFabrik bedürfe, wodurchder einzelneGeschädigteseine Rechte geltend
zu machenhabe. Ich braucheuicht weiter auszuführen,wie schwer es ist, in solchen Streitigkeiten,
in solchen Prozessen den Nachweis zu führen, daß der nnd der Schaden von der und der Fabrik
durch das uud das Gift herbeigeführtworden ist. Namentlich in Betreff der Fischzncht hat das
die allergrößte Schwierigkeit;daß die Fische daran kicpircn, brauchte aber eigentlich überhauptuicht
nachgewiesenzu werden. Also es ist ein unbedingtesBedürfniß, daß Bestimmungender angeführten
Art bestehen. Ich möchte nun die Frage zunächst an die Herren von der Provinzialverwaltungrichte»:

1, ob Seitens der Königlichen Staatsrcgicrung wie es hier in der Autwort des Prouinzinl-
llusschusscsheißt, auch Mittheilungen gekommen sind, uud welcher Art die sind, wenn es überhaupt
geschehenist, und

2, welche gesetzlichen Bestimmungen— der Provinzialcmsschußhat ja jedenfalls die Frage
studirt — schon jetzt bestehen, wodurch die Hincinführung der Fabrikabwässcrin Prwatflüssc uuter-
sagt wird. Ich würde mir dann erlauben, nachher auf den Punkt weiter zurückzukommen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Lcmdcsrath Kehl als
Commissardes Herrn Laudcsdircktors,

LcmdcsrathKehl: Meine Herren! Der Provinzialausschußhat auch in vollem Umfange
anerkannt, daß es große Mißstiindc mit sich herbeiführt, daß in eine große Reihe von Privat-
flüsseu aus gewerblichen Betrieben Wasser hincingcleitctwerden, die den Fischbestandin hohem
Maße gefährdenund zum Theil vollständigvernichten. Indessen mußte doch anerkannt werden,
daß schon nach Lage der augenblicklich bestehenden gesetzlichenBestimmungen,nämlich nach dem
Fischercigesctzfür den Preußischen Staat vom Jahre 1874, es möglich ist, in etwa diesen Miß-
ständen entgegenzu treten. Der ß, 43 des Fischereigesetzesvon 1874 lautet folgendermaßen:

„Es ist verboten, in die Gewässer aus landwirtschaftlichenoder gewerblichen Betrieben
Stoffe von solcher Beschaffenheituud in solchen Mengen einzuwerfen,einzuleitenoder
einstießen zu lassen, daß dadurch fremde Fischcrcircchte geschädigtwerden können. Bei
überwiegendemInteresse der Landwirthschaftoder der Industrie kauu das Einwerfen oder
Einleiten solcher Stoffe in die Gewässer gestattet werden. Sobald es die örtlichen Verhält¬
nisse zulassen,soll dabei dem Inhaber der Anlage die Ausführung solcher Einrichtungenauf¬
gegebenwerden,welche geeignet sind, den Schaden für die Fischerei möglichst zu beschränke«",
Das ist also das Verbot im Fischercigesctz,derartige Injektionen in die Flüße vornehmen

zu lassen. Der §, 50 des Gesetzes stellt nun auch die Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmung
unter Strafe, indem er sagt:

„Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft, wer
7. den Vorschriften des §. 43 oder den zur Ausführung desselben getroffenen Anordnungen

zuwider den Gewässernschädliche, die Fischerei gefährdende Stoffe zuführt oder verbots¬
widrig Hanf oder Flachs in die geschlossenenGewässerleitet".

Meine Herren! Es ist augenscheinlichaußerordentlichschwierig,diesen Uebertretungen
nachzugehen und sie zu einer Bestrafung zu bringen, da der Beweis häufig schwer zu crbriugen ist.

Der Herr Landesdirektorhat sich in dieser Sache mit der Königlichen Staatsrcgicrung in
Verbindung gesetzt und die Antwort erhalten, daß man daranf hinwirken wolle, daß diese stinf-
gesetzlichcnBestimmungen wegen Vernnrciniguug der Flüsse strenge gehandhabt würden und also
mehr Bestrafungen in Zukunft erfolgen,um diesen Uebelstand zu beseitigen.
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Im Uebrigcn ist der Antrag des Herr» Abgeordneten von Loö im Provinzialausschuß
zur Berathung gekommen,nachdem der Antrag des Herrn Abgeordneten nnd der Beschlußdes
Provinziallandtags auf denselben der KöniglichenStaatsrcgiernng mitgetheilt war, und diese
Erhebungen über diese Angelegenheitzugesichert hatte. Die Frage der Verunreinigung der Gewässer
ist ferner anch eine von denen, die bei dem Entwurf des vor kurzem publizirtcn Wasscrgcsctzcs
mit erledigt werden, und ob sie direkt in eine Verbindung zu bringen ist mit der Frage der
Fischereider Ufercigenthümcr,scheint mir doch etwas zweifelhaft.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr von Gcyr,
Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppcnbnrg: Wenn ich mich im allgemeinen

mit dem Entwurf einverstaudcu erkläre, so muß ich doch sehr bitten, den Antrag, welchen Graf
Hocnsbroech gestellt hat, auch zu berücksichtigen.Ich halte es auch für sehr wichtig, daß diese
Fischcrcipllchtcr ordentlicheLeute sind, und daß nicht jeder zur Pachtung zugelassen werden kann.
Diese Fischereienwerden ja gewöhnlichaußerordentlichwohlfeil verpachtetwerden; man wird für
ein paar Groschen eine große Uferstrcckc pachten können, und dann werden sich immer gerade
derartige Leute finden, welche diese Gelegenheit zu Spitzbübereien und sonstigen ungehörigen
Sachen ansznnntzcn versuchen werden. Es ist da doch sehr Rücksicht darauf zu nehmen, daß nur
zuverlässige Leute zu solchen Pachtungen zugelassen werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchcidt,
Abgeordneter Scheidt: Meine Herren! Herr Landcsrath Kehl hat eigentlichschon das

gesagt, was ich hervorhebenwollte: daß die Frage der Abwässerwohl mehr in das ncne Wasser-
recht hincingehört, und daß es schwierigist, diese Frage hier zn lösen. Das ist ja gar nicht zu
verkennen, daß die Abwässerin den kleinen Wasserläufeneine Bcnachtheiligunggewisser Interessen
und einen Mißstand bilden. Indessen wie will man das ändern? Bisher ist das Bestreben,die
Abwässergründlich zu reinigen, erfolglos geblieben. Wenn man nach dem bisher bekannten Ver¬
fahren reinigt, so erzielt man zwar ein klares Wasser, liefert dann aber meist ein Wasser, welches
für die Fische weit schädlicher ist, als das Wasser, wie es aus der Fabrik fließt. Für die Nach¬
theile der Abwässerist der Prozentsatz derselben zu dem in dem Wasserlauf befindlichenklaren
Wasser entscheidend. Wenn etwas nnreines Wasser in die Wasscrläufc hineinfließt, so ist dies in
keiner Weise nachtheilig. Wenn sich aber eine größereZahl von Fabriken an einem kleinen Wasscr-
lauf, wie der Niers, zusammendrängen,dann wird der Znstand bedenklicher sein. Man muß dann
aber sagen: der erste, der Abwassereinführt, hat nicht geschädigt, der zweite hat auch nicht geschädigt.
Wo ist nun die Grenze zu ziehen, um sagen zu können, wo die Schädigung eintritt? Jedenfalls
sind die Interessen, die ans Seiten der die Abwässer einführendenFabriken liegen, bei weitem
größer als die des Fischfangs Es handelt sich vielleichtnm die hundert- und tausendfachen In¬
teressen, und, wo Abhülfe schwer zn schaffen ist, da müssen eben die wichtigeren Interessen durch¬
schlagend sein, Sie können nicht sagen: die Industrie soll still gesetzt werden, wodurch allein die
Zuführung der Abwässervermiedenwerden kann,

Herr Freiherr von Loe hat auch die Ruhr angeführt. Ich kann behaupten, es unterliegt
keinem Zweifel, daß der Einfluß der Abwässer in die Ruhr nicht derart wirkt, daß die Fische
geschädigt oder gar getödtet werden. Wir haben in der Ruhr, speziell bei Kettwig noch recht viele
Fische — zwar nicht mehr so viele Fische wie vor 30-40 Jahren; das liegt aber an den
entstandenen Buhnen und Ufcrbautcn, Ich kann das constatiren, daß die Fische bei Hellem Sonnen¬
schein sich ganz besondersda aufhalten, wo der Zufluß vou den Fabriken ist, und daß die Lecker¬
bissen, die ihnen die Fabriken zuführen (Heiterkeit), von den Fischen mit besonderemBehagen
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erhäscht werden. Die Vcrnnrcinigung der Wasscrläufehängt, wie schun gesagt, zusammenmit dem
Quantum des klaren fließenden Wassers und dem Quantum der zugcführtcuAbwasser,nud haben
wir mit Bezug hierauf allerdings an der Ruhr mit einen. Umstand zu kämpfen: wir leiden in
der trockenen Jahreszeit sehr darunter, daß oberhalb Kcttwig 23 Wasserwerkeihr Wasser direkt
oder indirekt durch Vrnnncn im Kiesbcttc des Stromes anfpnmpcn und es herüberführenin das
Gebiet der Wupper, der Emschcr und der Lippe, Dieses Verhältniß ist so, daß nach den ange¬
stellten Ermittelungen in den trockenen Tagen über die Hälfte des Wassers der Ruhr entzogen
wird. Würde ihr dieses Wasser nicht entzogen sein, dann würden auch selbst iu den trockensten
Tagen keinerlei Uebclständcentstehen. Aber dadnrch, daß ein kleineres Quantum Wasser vor¬
handen ist, weiden die Abwässervielleicht ncichthcilig.

Mein Antrag geht dahin, daß man die Frage vertagen möchte, bis das neu projektirtc
Wasserrecht Gesetz wird, wodurch dann neben der Frage der Entnahme aus den Wasscrläufcnauch
die Frage der Abwässer geregelt wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterNeussel,
AbgeordneterNeussel: Bei der Berathung des Antrages des Herrn Wallraf und Genossen

>m Jahre 1892 wurde unter Nr, 2 beschlossen,daß die Schonzeit durch die Landcspolizeibchörden
festgesetzt werden sollte. Diesen Beschlußhalte ich sür sehr wichtig, dcun die Schonzeitensind, wie
ich damals nachzuweisen versncht habe, für verschiedene Flüsse ganz verkehrt festgesetzt. So zum
Beispiel haben wir in der Nahe und am Glan die Herbstschonzcit, während fast sämmtliche Fische
im Frühjahr ihre Laichzeit abhalten. Im Frühjahr ist es also erlaubt, während der Laichzeit zu
fischcu, nud da wird eine ganze Masse von Fischen gefangen, und die Fischzucht wird dadurch
ruinirt und verdorben. Was nützt uns da die Herbstschonzcit, wenn die Fische un Fruhmhr
gefangen sind? Ich hätte gewünscht,daß bei dem nencn Entwurf anch dieser BeschlußBerück¬
sichtigung gefundenhätte. Warum das nicht geschehen ist, weiß ich nicht. Ich möchte fragen, ob
einer der Herren vielleicht erklären kann, ob dieser Beschluß vielleicht noch Aussicht hat, später
M Ausführung zu kommcuoder ob er bereits iu deu Papierkorb gefallen ist?

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterSimons hat das Wort,
AbgeordneterSimons: Ich möchte mir erlauben, einen kurzen Schlußautrag zu stellen

und damit zu motivircn, daß, wenn wir uns in die letzten hier vorgelegtenFragen »och weiter
vertiefen, wir dann doch, glaube ich, das Gesetz selber gefährde,,können. So wünschenswert!» es
ist, wenn wir das Gesetz, wie es hier von dem Herrn Referenten vorgezeichnet wmdc annehmen,
s° können wir doch in die Materie nicht weiter eingehen, namentlich nicht m die letzten Mnlte
weil das doch mit allen möglichen Fragen zusammenhängt. Ich könnte zum Beispiel auch das
Wuppcr-Wasscrannehmen. ^ ., . » «».

Ich möchte dringend bitten, bei dem Referat und bei den Antragen des Referenten zu
bleiben, vorausgesetzt, daß uns Herr Marquis von Hoensbroech nicht eine Redaktion bringt, die wn

annehmenkönnen, ,„ ^ . «< ^ „.,.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Commssar des Herrn Oberprastdenten

hat das Wort
Regiernngsrath Dr. zur Nedden: Ich möchte dem Herrn Instizrath Neussel erwidern,daß

die Frage einer anderweitigen Regelung der Fischereischonzeitenseit der letzten Tagung des Provinz.al-
Wdtages die Staatsregiernng unausgesetzt beschäftigt hat. Es haben m allen Theilen der Provinz,
uud zwar unter Betheiligung der drei Oberfischmeister sehr eingehende Untersuchungen stattgefunden,
Das sehr weitschichtige Material ist erst in den letzten Tagen beim Oberprastdmm vollständig em-
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gegangen. Bei dem Herrn Minister für Landwirthschaft sind die erforderlichen Anträge gestellt,
und ich glaube sagen zu können, daß die Hoffnung berechtigt ist, daß das gesammelteMaterial
zu einer befriedigendenLösung der in Rede stehendenFrage führen wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Freiherr von Loö hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Ich erkenne an, daß es sehr schwer und vielleicht
kaum möglich sein wird, in diesem Gesetzentwurf die Frage der Einführung der Fabrik-Wässer und
-Abflüsse zu lösen. Aber ich werde mir erlauben, mit Rücksichtauf den letzten nicht erledigten
Beschlußdes Landtags einen erneuten sclbstständigen Antrag dahingehendeinzubringen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Wenn ich Herrn von Loö eben recht verstanden habe, hat er

seine Vorschläge und Forderungen zu diesem Gesetzentwurfzurückgezogen und will sie weiter
in einem selbstständigcn Antrag verfolgen. (Abgeordneter Freiherr von Loö: Ja!) Ich
würde nämlich sonst versucht haben, den Nachweis zu führen, daß sie sich schwer mit diesem Gesetz¬
entwurf vereinigen lassen. Der ganze Gesetzentwurfhandelt ja nur von den Rechten der Ufcr-
besitzcr in Bezug auf die Fischerei, und ich glaube, daß daher die Ausführungen des Herrn
Landesraths Kehl zutreffend waren, daß sie nicht wohl mit diesem Entwurf zu vereinigensind.
(AbgeordneterFreiherr von Loö: Das habe ich ja gesagt!) Sie haben also Ihre Ausführungen
zu diesem Gesetzentwurf fallen lassen? (AbgeordneterFreiherr von Loö: Das habe ich ja eben
gesagt!) Dann ist dies erledigt.

Ich möchte mich dann im Interesse des Zustandekommensdieses Gesetzes mit ein Paar
Worten gegen die Bedenkenrichten, die Herr Graf Hocnsbrocchhier geltend gemacht hat. Meine
Herren, ich glaube, die Bedenkensind in der Sache selbst nicht ganz begründet. Es soll also jetzt
die freie Fischerei, der jetzige Zustand, der nach meiner Auffassungnoch viel eher zu Mißbräuchen
führen konnte, auf eine bestimmteUferlänge beschrankt werden, und wenn Jemand die nicht besitzt,
so soll das gleiche Verfahren eintreten, wie es sich jetzt schon seit Jahren bei der Jagd bewährt
hat, es soll die Fischerei von solchen Strecken entweder von der politischen Gemeinde verpachtet
oder dnrch einen angestellten Fischmcistcr verwaltet werden. Beides erfolgt unter Aufsicht des Kreis-
ausschusscs. Ich kann nur gar nicht denken, meine Herren, daß schon die politische Gemeinde
wenn sie den Zuschlagzu ertheilen hat, ihn an Personen ertheilen sollte, die so wenig Zuverlässigkeit
besitzen, wie das doch die Voraussetzungvon Handlungen ist, wie sie Graf Hocnsbrocch besorgt.
Jedenfalls haben wir bei der Jagd solche Erfahrungen bisher nicht gemacht. (Widerspruch.) Auch bei
der Jagd, meine Herren, sind doch in der ersten Zeit die Verpachtungensehr billig gewesen; sie
haben sich erst später höher gestellt. Bei der Fischerei mag ja auch in der ersten Zeit die Ver¬
pachtung verhältnißmäßig billig vor sich gehen. Ich glaube das zwar nicht befürchtenzu müssen,
denn auch die Liebhabereiam Fischfangist doch eine ziemlich ausgedehntebei uns, und alle Sporte
finden ja so viel leistungsfähigeUnternehmer, daß die Preise sich von vornherein vcrhältnißmäßig
hoch stellen. Meine Herren, wenn aber selbst eine Gemeinde dazu übergehen sollte an solche un¬
zuverlässigen Personen den Zuschlag zu ertheile,,, ja dann tritt doch das Aufsichtsrecht des Kreis-
ausschusses immer noch in Wirksamkeit. Genug, ich kann mir nicht denken, daß nach der Richtung
hin besondere Besorgnisse thatsächlich eintreten können. Ich muß ja zugestehen, daß ich diesen Ver¬
hältnissen nicht so nahe stehe, wie es bei dem Herrn Vorredner und Anderen unzweifelhaft der
Fall ist. Ich glaubte nur, analog dem Iagdgesetz, das doch bisher seit langer Zeit „„bemängelt
in Uebung steht, auch hier ableiten zu können, daß die Besorgniß vielleicht mehr theoretischer Natur
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und es deshalb nicht nöthig sei, in dem Gesetze eine entsprechende Bestimmungzur Vorbeugung
Aufnahme finden zu lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterGraf Hocnsbroech hat das Wort,
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Der Herr Vorredner

steht, wie er ja selber gesagt hat, den unerquicklichen Verhältnissen auf dem Lande nicht so nahe.
Die Analogie, die der Herr Abgeordnete Becker mit dem Iagdgcsctzgezogen hat, trifft deshalb nicht
zu, weil sich an der Iagducrpachtnng doch wesentlich Elemente beteiligen, die die Sache als Sport
betreiben, Leute, die doch von ganz audcrcn Gesichtspunktenausgehen. Hingegen hier bei Aus¬
übung der Fischerei wird der Gesichtspunkt des Sports viel weniger in den Vordergrund treten,
sondern da wird es zum Erwerb betrieben werden. Da liegt eben die Gefahr sehr nahe, die ich
in meinen ersten Ausführungen hervorgehobenhabe, und die übrigens, wie ich die Verhältnissein
der Provinz keune, bei der Jagd auch uicht vollständig ausgeschlossen ist. Wenn es nicht noth¬
wendig ist, eine derartige Bestimmung hincinzunehmen,wie der Herr Abgeorduetc Becker meinte,
so schadet sie doch kciucnfalls. Sie thut Niemanden, ausgenommen den Wilddieben, wehe, nnd
ich lege großen Werth darauf, daß der Schutz der Uferbcsitzer möglichst zur Geltung kommt, nicht
nur gegen solche Personen, die sich Jagdvergehen zu Schulden kommen lassen, sondern auch gegen
solche, die in übermäßigerWeise, wie es zur Ausübung des Berufes nicht erforderlich ist, die Grund¬
stücke beschädigen. Deshalb bitte ich Sie, meinen Antrag, den ich eben dem Herrn Vorsitzenden
eingereicht habe, anzunehmen. Derselbe ist, ohne daß ich die anderen gesetzlichenBestimmungen
hier zur Hand habe, flüchtig entworfen,weil ich nicht wußte, daß die Sache heute so weit kommen
würde. Ich bitte Sie, ihn aber anzunehmen. Die korrektere Fassung wird sich ja sehr leicht
finden lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Freiherr von Loö hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr Felix von üoe: Meine Herren! Ich möchte dem Herrn

AbgeordnetenBecker gegenüber bemerken, wie die Sache eigentlich ist. Nämlich auch heutzutage
treibt sich ja eine Menge von Existenzen, wie das Herr Graf Hoensbroech beschrieben hat, an
den Privatflüsscn fischend herum. Berechtigt find sie dazu nicht. Aber die anliegendenGrund-
eigenthttmcr, die sie ja darau hindern könnten,kümmern sich nicht darum, weil es für sie doch kein
Interesse hat, Aber ihre Anwesenheit an der Stelle überhaupt ist doch an sich schon bedenklich
für sie. Wenn der Polizeidiencr kommt und findet sie da, so argwohnt er gleich irgend einen
unberechtigtenGruud ihrer Anwesenheitund deswegen ist die Sache für sie jetzt viel schwieriger,
Sie können sich cigeutlich überhaupt gar nicht da herum treiben, weil sie das Grundstück nicht
betreten und nicht fischen dürfen, sie können also auch nur schwer Jagdfrevel betreiben. Sind sie
"bei Pächter des Fischercibczirks, baun sind sie mit Berechtigungda, dann kann nicht angefochten
werden, daß sie überhaupt da sind, und dann können sie mit viel größerer Leichtigkeit nebenher
Jagdfrevel treiben. Das wollte ich doch zur Klärung der Sachlage bemerken.

Stellvertretender VorsitzenderIaußcu: Nunmehr ist der Schluß der Diskussionherbei¬
geführt, da sich Niemand mehr zum Wort gemeldet hat. Der Herr Referent verzichtet auf das
Schlußwort. Ich möchte nun die Meinung des Hauses darüber entgegennehmen, ob Sie gleich
ln die zweite Lesung eintreten wullcu? (Abgeordneter Becker: Zur Geschäftsordnung,) Der
Herr AbgeordneteBecker hat das Wort zur Geschäftsordnung,

AbgeordneterBecker: Ja, dürfen wir nicht den Antrag hören?
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das wollte ich gleich nach der Gencraldiskussion

"«anlassen. Also wir treten in die zweite Lesung.
ia
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Herr Schriftführer, wollen Sie die Güte haben, den Antrag des Herrn Grafen Hoensbrocch
zu verlesen.

Schriftführer AbgeordneterSpiritus: Der Antrag lautet:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, dem Entwurf eines Gesetzes, betr. die

Fischerei der Ufercigenthümcrin den Privatflüssen der Rhcinprovinz, folgende Be¬
stimmung einzufügen:

H. 10a. Die nach §. 10 zur Ausübung der FischereiBerechtigten nnd deren
Gehülfen sind bei Vcrmcidnngder im §. 49 des Fischcrcigcsctzesuom 30. Mai 1874
vorgesehenenStrafen verpflichtet,bei Ausübung der Fischerei einen von der Orts-
polizeibchürde unentgeltlichauszustellendenFischschcinbei sich zu führen. Der Fifchschcin
ist in der Regel solchen Personen bis ans die Dauer von 5 Jahren zu versage« oder
zu entziehen, welche wegen eines Forst-, Jagd- oder Fischcrcifrcvclsdnrch rechts¬
kräftige richterliche Entscheidungbestraft worden sind".

(AbgeordneterGraf und Marquis von uud zu Hoensbrocchmeldet sich zum Wort.)
Stellvertretender Vorsitzender Innßcn: Der Herr AbgeordneteGraf zu Hocusbrocchhat

das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbrocch: Der Autrag ist also

gestellt als ß. 15a hinter §. 15.
Stellvertretender Vorsitzender Innßcn: Herr Referent, Sie wünschen das Wort?
Abgeordneter Wallraf: Ich mochte nur dem Herrn Marquis von Hoensbrocch gegen¬

über anführen, daß der Antrag in der gegenwärtigenFassung wohl nicht seinem eigentlichen Zweck
cutspricht. Er ist entschieden mwollständig. Wenn wir also hcnte dcfintiu mit der Sache fertig
werden wollen — und das dürfte vielleicht der Wunsch der großen Mehrheit des Landtages sein —
dann empfiehlt es sich vielleicht, doch von der ganzen Sache Abstand zu nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Wir werden auf die Sache zurückkommen, wenn
wir an den §.15 gelangen.

Ich werde jetzt den Entwurf des Gesetzes paragraphenweisemit Ihnen durchnchmcu. Ich
bitte Diejenigen, welche sich zum ß. 1 äußern wollen, das Wort zu uchmcn. Es meldet sich Nie¬
mand. §. 1 — darf ich voransfctzen— ist angenommen. §. 2 — es meldet sich Niemand zum
Wort — ist gleichfalls angenommen. §. 3 — ist ebenso angenommen, tz. 4 — ist gleichfalls
angenommen. §. 5 — ebenso.

Zu §. 6 liegt der Abändciuugsantrag der II. Fachconunissionvor, nämlich in §. 6 in
der 2. Zeile zwischendie Worte „eines" und „Fischereibczirks"das Wort „gemeinschaftlichen"
einzuschalten. Darf ich annehmen, daß Sie diesen Beschluß der Fachcommission zu dem Ihrigen
machen, meine Herren? (Zustimmnng.) Das ist geschehen.

Wir kommenzu §. 7. Da liegt wieder ein Abänderungsantragder II. Fachcommissiun vor:
„Ueber die Art der Ausübung ist in Landkreisendem Landrath, in Stadtkreisen der
OrtspolizcibehördcAnzeigezu machen; bis zur Anzeigeruht die Fischerei".

Sie haben auch diesen Abänderungsantrag angenommen uud dementsprechend den Para¬
graphen anders gestaltet.

Für ß. 8 schlägt die ll. Fachcummission wieder eine kleine Aenderungvor, nämlich vor die
Worte in der letzten Zeile „beide Ufer" das Wort „thunlichst" einzuschalten. Sie haben auch dies gcuehmigt.

Meine Herren, in dem §. 15 wäre nach dem Beschluß der II. Fachcommissionin der
ersten und in der zweiten Zeile statt des Wortes „einem" das Wort „dem" zn setzen, und in
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der Zeile drei hinter das Wort „Ufcrgrundstückc"die Worte „Brücken,Wehre und Schleusen"
einzufügen. Auch mit diesen: Beschluß der Fachcommissionsind Sie einverstandenund machen
ihn zu dem Ihrigen.

Nunmehr kommen wir zn dem Vorschlagedes Herrn Grafen Hocnsbrocchbezüglichdes
§- 15a, dessen Wortlaut Sie eben gehört haben. (AbgeordneterGraf und Marquis von und zn
Hocnsbroech: Zur Geschäftsordnung!)Zur Geschäftsordnung hat Herr Graf Hocnsbroech das Wort.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hocnsbrocch: Meine Herren! Da ich
gerne anerkenne,daß die Fassung meiucs Antrags kcinc korrekte ist — obwohl der Herr Referent
es unterlassenhat, die Gründe dafür anzugeben — so beantrage ich, daß wir heute blos provisorisch
über den Antrag abstimmen(Widerspruch),und es anheimgestelltwird, noch eine korrektere Fassung
zu finden, und daß dann die definitive Abstimmung über den §. 15 u. in einer späteren Sitzung
vorgenommenwerde.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich kann dem Gedanken insoweit folgen, als es
überhaupt zur Annahme dieses Antrages kommen würde. (Abgeordneter Graf und Marquis
von nnd zu Hocusbroech: Natürlich! Selbstredend!) Wenn der Antrag abgelehnt wird, dann
würde eine weitere Verfolgung der Sache wohl nicht angängig sein.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr AbgeordneteBecker.
AbgeordneterBecker: Nein, zur Geschäftsordnungnicht. Ich wollte gegen den Antrag

zu §. 15 sprechen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen (zum AbgeordnetenZwcigcrt): Wollten Sie das

Wort zur Geschäftsordnung?
AbgeordneterZwcigert: Nein!
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann hat das Wort zu ß. 15 zunächst der Herr

AbgeordneteBecker. ^ >^ >. ^
AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, nun ich den Antrag gehört habe, muß ich doch

gestehen: Ich bin in meinem Bedenken,denselbenanzunehmen,eigentlich noch bestärktworden.
Um mich zunächst gegen den zweiten Theil des Antrages zn wenden, wonach also der

Pächter von einer Wicdervcrpachtungauf 5 Jahre ausgeschlossen werden soll, wenn er wahrend
der Pachtzeit eine Ufcrbcschädignngbcgangeu hat (AbgeordneterGraf und Marquis vo» und
zu Hocnsbroech: Nein!) - so habe ich den Antrag in seinem zweitenTheile verstanden; das,
glaube ich, steht auch dariu - so scheint mir das, meine Herren, doch eine sehr große H°"c W
sem (Zuruf: Ein bischen lantcr!) cs scheint mir auch uicht gcboteu zu sein, denn m, §. 15 selbst
steht ja, daß für jede Beschädigungsowohl die Gemeinschaft haftet, die den Fischereibezirk bildet,
"ie derjenige,der die Beschädigungherbeigeführthat. Also in dem Falle, wo eine Bcsthadigung
eintritt, muß der Betreffende selbst zahlen, nnd wenn er nicht zahlen kann, dann muß d,e Gesammt¬
heit der Fischcreibcrcchtigtcn zahlen. Bei dieser Verpflichtungist es doch recht nnwahrschcmllch, daß
eine Gemeinde Neigung haben sollte, nicht zahlungsfähigen Bietern den Zuschlag zn ertheilen.
Die Beschädigungen können doch ganz geringfügige sei», nnd in solchen Fällen will es nur als
eine unnöthigc Härte erscheine», den Mann deshalb 5 Jahre von der Fischerei auszuschließen.

Was nun den ersten Theil des Antrags des Grafen Hocnsbroech betrifft, der also davon
spricht, daß bci ciuer gcrichtlichcn Vcrurthcilung cinc Unfähigkeit zur Anpachtung emer Fischerei
°uf 5 Jahre eintreten soll, so ist dieser Vorschlag ja weniger bedenklich.Aber, meine Herren, auch
s" diesen Antrag scheint mir ein praktisches Bedürfniß in der That nicht vorzuliegen. Wenn der
Nann bestraft ist, ja, dann möchte ich doch die politische Gemeinde scheu und den Kreisausschuß

10*
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sehen — wenn die politische Gemeinde es selbst wollte — die bei der nächsten Verpachtung dem
Manne noch einmal die Fischerei zuschlägt. Das kann ich mir gar nicht denken(Zuruf: Das ist
ihr egal!) Meine Herren, das ist ihr nicht egal und der Krcisausschuß, welcher die Aufsicht zu
führen hat, wird doch »och weniger so denken, daß das egal sei und daß ein solcher Mcmn die
Fischerei behalte« könnte. Das kann ich mir uicht denken. Ich bin der Ueberzeugung,daß die
Ufcrbesitzer, die die ucichst Ncthciligtc» sind, wenn die Fischerei vcrhältnißmäßigbillig verpachtet wird,
in ihrem eigenen Interesse dieselbe selbst pachten werden.

Ich glaube, daß für die ganze Frage in der That ein praktisches Bedürfniß nicht vorliegt,
und deshalb wäre es eigentlichdas richtige, wenn wir den Antrag bis zum spätere» Nachweis
des Bedürfnisses ablehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
Abgeordneter Zweigert: Ich befinde mich in» Widerspruch mit dein hochverehrten

Kollege» Becker. Mir ist der Antrag des Grafen Hoensbroechdurchaus sympathischund ich bin
der Ansicht, daß er einen vollkommenberechtigtenGedanken enthält. Wenn er sich nur darauf
richtete, daß den Pächtern die Ausübung der Fischereinntcrfagt werden sollte, so würde der Kollege
Becker allerdings Recht haben. Ich »lochte auch die Gemeindesehen, die das thäte. Das Bedenken
des Grafen Hoensbroech lichtet sich aber auch gegen die Gehülfen des Pächters und gerade die
politische Gemeinde hat darauf keinen Einfluß, welche Gehülfen der Pächter auuimmt. Meine
Herren, die Analogie des Iagdgefetzcs trifft in keiner Richtung zu. Wenn ich die Jagd gepachtet
habe, bin ich noch immer »icht berechtigt, die Jagd auszuüben. Ich muß mich zuerst im Besitze
eines Jagdscheins befinden und der Jagdschein kann mir unter ganz analogenBedingungen untersagt
werden, wie hier Iemandeu unterfagt werden soll, die Fifchcreiauszuüben. Deswegen ist es alfu
meines Erachtens ein durchaus richtiger und korrekter Antrag. Es ist nur schade, daß er in diesen:
Stadium der Verhandlung in einer Form zum Ausdruckgekommeu ist, die allerdings nach meiner
Ueberzeugunges unmöglichmacht, für denselbenzu stimmen. Leider wird sich das in der Form,
wie der Herr Präsident meiute, daß mcm die Abstimmungals provisorischansieht, nicht machen
lassen. Das hohe Haus hat daher »ach meiner Meinung nur zwei Wege: entweder die zweite
Berathung bei diesen: Punkte abzubrechen»nd dem Herrn Grafen Hucnsbroechz» überlasse»,
seinem Gedankennoch die richtige gesetzgeberische Form bis zu deni Tage zu geben, wo die Spezial-
berathuug bei §. 15 wieder aufgenommenwird, oder aber im Wege der Rcfolntion dem Gedanken
Ausdruck zu geben, die Staatsregierung zu ersuchen, in diefem oder einem anderen Gesetzentwurf
dafür Sorge zu tragen, daß im Wege der gesetzlichenVorschriftenje»c» vom Herrn Grafe» Hoens»
bruech ausreichend bezeichneten Persönlichkeitendie Fischerciberechtigung,das Recht zur Ausübung
der Fischerei,untersagt werden kann. Ich glaube, die beiden Möglichkeiten liegen »och vor, und
ich gebe dem Herrn Antragsteller ganz anheim, welchen Weg er betrete» will.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter wollen Sie einen förmlichen
Antrag stellen, den Gegenstand bei diesem Punkte z» verlasse»? (AbgeordneterZweigert: Nein!)
— Das ist nicht der Fall. Also ein solcherAntrag liegt nicht vor, wir haben darüber nicht zu
befinden.

Herr Abgeordneter Graf Hoensbroechhat das Wort.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ja, meine Herren,

ich bin durch die Tagesordnung, die blos die erste Lesung enthält, in die üble Lage versetzt worden,
daß ich meinen Gedanken nicht gleich in die Form bringen konnte, die gefordert werden kann.
Deshalb bitte ich also, das zu berücksichtigen.
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Ich muß dem, was der Herr AbgeordneteBecker hervorgehobenhat, unbedingt wider»
sprechen, und er ist ja auch schon von dem Herrn AbgeordnetenZweigert, glaube ich, hinlänglich
widerlegt worden. Diese Analogie mit der Jagd, die er gezogen hat, paßt in keiner Weise und
lch glaube, das kann man uns auf dem Lande, die wir dort Nferbesitzer sind, nicht verdenken, wenn
wir durch derartige gesetzliche Cnutelen gegen alle möglichenUnzuträglichsten, die von wider¬
wärtigen Elementen herkommen können, uus möglichst schützenwollen, gerade so wie die Herren in
der Stadt sich auch gegen derartige Elemente auf ihre Weise möglichst zu schützen suchen. Ich
möchte aber allerdings, weil ich die Schwierigkeitensehe, in dieser Form über den Antrag abzu»
stimmen, zunächst den Gedankenaufnehmen,den der Herr AbgeordneteZweigert ausgesprochen hat,
und das hohe Haus bitten, die zweite Berathung bei diesem Punkte auszusetzen,eventuell
die Sache in die Commissionzurückzuverweisen.(AbgeordneterBecker: Ich bitte noch einmal
ums Wort.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ja, meine Herren, ich habe ja selbst erklärt — und insoferntrifft

die Ausführung des Herrn Zweigcrt nicht zn — daß in dem ersten Theile des Antrages des
Grafen Hoensbroech ein ganz gesuuderGedankeliegt. Ich habe nur bestritten, daß ein praktisches
Bedürfniß für den Antrag vorliegt, nnd das ist auch jetzt noch nicht vollständig erwiefen. Jedenfalls
läßt sich meiner Meiuung nach die Sache im Sinne des Herrn Zweigert auch so regeln, daß nach
Analogie des Iagdgesetzes auch von den an der Fischerei Betheiligten ein Fischereischein gelöst
Werden muß, und das schiene mir das beste Schutzmittelin diesem Sinne uud die beste Lösung zu
sciu. Da aber dieses Gesetz nur von den Rechten der Nferbesitzer, gar nicht von den allgemeinen
Nschcreibedingungen handelt, läßt sich das hier nicht wohl anbringen, nnd ich glaube, daß wir hier
°en Antrag ablehnen müssen, daß es aber dem Herrn Grafen Hoensbroech unbenommen bleibt,
demselben durch Beantragung einer Resolution weitere Folge zu geben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Graf Hoensbroech hat das Wort.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Die

Resolution ist ganz einfach eiu Begräbuiß erster Klasse für den Gedanken des Antrages. Wer
ün politischen Leben derartige Dinge öfter durchgemachthat, giebt auf derartige Resolutionen
nicht viel. Auf eiue derartige Resolution würde ich verzichten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wir muffen uns zunächst darüber schlüssig machen,
(AbgeordneterFreiherr von Loü: Zur Geschäftsordnung!)ob wir die Sache an diesem Punkte
abbrechen,au die Commissiou zurückverweisen und sie fpäter an uus Herankummen laffen, oder
fortfahren,— Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordnetervon Los.

Abgeordneter Freiherr Felix vou Loö: Wenn die Verhandlungen an dieser Stelle
abgebrochen werden, würde meine Bemerkungnicht uüthig sciu. Sollte aber das Haus beschließen,
"Ht abzubrechen, dann wäre eine Abstimmungim Prinzip möglich, wie auch der Herr Vorsitzcude
W Anfang ausgesprochenhat, und wird der Antrag im Prinzip angenommen,dann könnte die
Inrückvcrweisnngan die Eommissiouerfolge»,um die richtigeRedaktionzu finden.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Haus wird darüber entscheiden, ob wir
an diesem Punkt die Verhandlungen ruhen lassen sollen, oder ob wir weiter gehen. Ich bitte
Wenigen Herren, welche nach dem Antrage des Herrn AbgeordnetenGrafen Hoensbroechhier die
S°che abbrechen wollen, um stc in die Commissionzurückgehen zu lassen und sie später wieder
aufzunehmen,sich zu erheben, (Geschieht,) Ich bitte um die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen
Herren, welche für die weitere Berathung der Sache sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist



78 38. Rheinischer Provinziallandtag, 3, Sitzung am 29, Mai 1894,

die Minorität, Ich werde also die Sache an die II, Fachcommissionzurückverweisen und bitte
recht rasch darüber zu urtheilen, damit wir morgen oder übermorgen wieder an die Sache Heran¬
gehen können. Damit ist dieser Gegenstand erledigt.

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht und Antrage des Provinzialausschusses, betreffend die in Folge
des Streu- und Futtermangels im Sommer 1893 ausgegebenen Nothstands¬
darlehen".

Ich ertheile das Wort dem Herrn Referenten AbgeordnetenDesträe,
AbgeordneterDestr^e: Ich glaube, meine Herren, die vorgerückte Stunde rechtfertigt es,

wenn ich Sie in der Hauptsacheauf die Drucksache selbst hinverweiseund das Haus bitte, den
Antrag des Provinzialausschussesanzunehmen. Der Antrag lautet:

„Der Provinzillllandtag wolle beschließen:
1. den von dem Provinzialnusschuß am 15. Juli 1893 gefaßten Beschlußbezüglich der

Gewährung von Nothstandsdarlehennachträglichzu genehmigen;
2. die nach diesem Beschlusse vom Provinzialverband zu übernehmendeuLeistungen für die

bewilligten und ausgezahlten Nothstandsdarlehen an Gmissionskosten und Zinsen bis
zum 1. Juli 1894 im Gesammtbetrage von 46929,35 M. aus den Zinsüberschüssen
der Lllndesbcmk ans dem Geschäftsjahr 1893/94 zu entnehmen;

3. zur Deckung der dem Provinzialverband nach dem 1. Juli 1894 voraussichtlich noch
zur Last fallenden Leistungen an Zinsen und Ausfällen aus den Ueberschüssen für
1894/95 einen einmaligen Betrag von 50000 M. zu entnehmen und mit dieser
Summe einen bei der Landesbank verzinslichanzulegendenDecknngsfonds zu bilden".

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich stelle die Sache zur Distussiou. — Es meldet
sich Niemand zum Wort. Ich darf daher wohl aunehmeu, daß Sie diesem Beschlusse des Provin¬
zialausschusses beitreten und ihn also in der vorgeschlagenen Form genehmigen. — Das ist geschehen.

Es kommt der letzte Gegenstandder Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Ausführung der vom
37. Provinziallaudtag hinfichtlich einzelner Altienstraßen gefaßten
Beschlüsse".

Der ernannte Referent, Herr Abgeordneter Freiherr von Wenge-Wulffenhat das Referat
an den Herrn AbgeordnetenGrafen Brühl abgegeben. (Abgeordnetervon Grand-Ry: Zur Ge»
schäftsordnuug!) (AbgeordneterGraf Brühl: Ich will mich sehr tnrz fassen!)

Darf ich Sie (zum Abgeordneten Grafen von Brühl) bitten, deu Platz des Referenten
einzunehmen. (Geschieht.)

Zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordnetervon Grand°Ny das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Ru: Auf der Tagesordnung ist nur die Nummer 15 der

Drucksachen vermerkt. Ich nehme an, daß die Nummer 28 der Drucksachenmit zur Diskussion
steht. Sie bezieht sich auf dieselbeFrage.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das ist nicht geschehen. Es hatte gestern bei
Verkündigung der Tagesordnung in Anregung gebracht werden müssen. Jetzt werden wir die
Sache separat an einem anderen Tage zur Verhandlung bringen müssen.— Ich ertheile das
Wort dem Herrn Referenten.

AbgeordneterGraf von Brühl: Die Commission hat lediglich sich dahin entschlossen,
dein hohen Provinziallandtage zu empfehlen, den Bericht zur Kenntniß zu nehmen und sich mit
ihm in allen Punkten einverstandenzu erklären. (Heiterkeit.)
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion. Wird das Wort
gewünscht?— Das ist nicht der Fall, Dann darf ich also constatiren, dah das hohe Haus de»
Bericht des Prouinzialausschussesüber diesen Gegenstand zustimmendentgegen genommen hat.

Meine Herreu, ich schlage Ihnen vor, den Anfang der morgigen Sitzung auf 11 Uhr
festzusetzen, sodaß bis 11 Uhr die CommissionenZeit haben, mit ihren Angelegenheitensich zu
befasse». Als Gegenständeder Tagesordnung würde ich Ihuen folgende vorschlagen:

1. Wahl von bürgerlichen Mitgliedern für die Ober-Ersatzcommissionen. (Zuruf:
Welche Nummer?) Das ist Nummer 1. Es ist die einzige Vorlage der Königlichen Staats-
regierung.

2. Bericht und Anträge des Proviuzialausschusses,betreffenddie Errichtung des Kaiser-
Wilhelm-Deukmllls.— Nummer 2 der Drucksacheu.

3. Bericht und Antrag, betreffend die Abänderung des zweiten Statuts für den Pro-
vinzialverband der Rheinprovinz. — Nummer 8.

Ferner Bericht und Antrag betreffendAbänderung des Reglements der Provinzial-Feuer-
Societät. — Nummer 3 der Druckfachen.

Bericht und Antrag, betreffend Abänderung des Statuts der Laudesbank der Rhein-
Provinz. — Nummer 4 der Drucksachen.

Bericht und Antrag, betreffend die Aufstelluug eines Besoldungsplanes für die oberen
Provinzialbeamten. — Nummer 23.

Bericht und Anträge, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfondsdes Prouinzial-
landtages. — Nummer 13.

Bericht, betreffend die Ausgleichungder Einquartieruugslast im Frieden. (Abgeordneter
Friederichs: Ich bitte um's Wort!) Herr AbgeordneterFricderichs.

AbgeordneterFriederichs: Der Bericht wegen der Einquartierungslast ist noch nicht fertig.
Stellvertretender VorsitzenderIaußeu: Daun setzen wir die Sache ab. Aber Sie (zum

Abgeordneten Friederichs) hätten ihn vielleicht morgen fertig?
Abgeordneter Friedcrichs: Wir werden fchriftlichen Bericht erstatten.
Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ferner Bericht und Antrag, betreffendden Nenbau

eines Landesbankgeböudes.— Nummer 34 der Druckfachen.
Bericht und Antrag, betreffenddie Uebernahme einer im Zuge der Treis-Blankenrath'er

Provinzialstrahe gelegenen, der Gemeinde Fankel gehörigen Wegestrecke. — Nummer 16 der
Drucksachen.

Bericht und Antrag, betreffend Uebernahmeder sogen. Klinker-Aktienstraßebei Cranen-
burg. — Nummer 20 der Drucksachen,

Bericht und Autrag, betreffend die Uebernahme zweier Brückenin der Erftniederung in
die Unterhaltung durch die Provinz. — Nummer 21 der Drnckfachen.

Bericht und Anträge, betreffend den Ausbau einer Straße von Cafel über Waldrach
nach Station 11,« der Trier-Nirkenfcld'er Provinzicüstrahe.— Nummer 2? der Drucksachen.

Endlich Bericht und Antrage in Betreff der Ueberrahmeder noch in Privatunterhaltuug
befindlichen Aktienstraßeu.— Nummer 28 der Druckfachen.

Sind die Herren mit diefer Tagesordnung einverstanden? Das ist der Fall. Ich schließe
d« Sitzung.

Schluß 3'/« Uhr.
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